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Für schärfere Finanzmarktregeln
und eine Transaktionssteuer setzt sich
die SPD ein. Zusammen mit den öster-
reichischen Sozialdemokraten soll auf
europäischer Ebene eine Initiative er-
griffen werden, um die Finanzbranche
an den Kosten der von ihr beförderten
Krise beteiligen und hochriskante Spe-
kulationsgeschäfte zu begrenzen.

Mit dem neuen Euro-Schutzschirm
könnten auf Deutschland Bürgschaften
von bis zu 147,6 Milliarden Euro zukom-
men. Eine reine Kreditermächtigung ist für
die SPD keine Lösung. Jetzt gehe es „um die
Rückgewinnung demokratischer Kontrolle
über die wirtschaftliche, soziale und ökolo-
gische Entwicklung Europas“.

Ein Ziel, das auch der DGB verfolgt. Unter
der Überschrift „Umdenken - Gegenlenken
- Die Krise überwinden“ hat er auf seinem
Bundeskongress in Berlin in dieser Woche
ein Maßnahmenbündel beschlossen, das
die Organisationskraft und damit die
Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaf-
ten stärken soll. Der wiedergewählte DGB-
Vorsitzende Sommer forderte „eine soziale
Ordnung, die krisenfest ist.“

Zwar haben Union und FDP auch unter
dem Druck der SPD ihren bisherigen Wi-
derstand gegen substanzielle Beiträge der
Spekulanten aufgegeben, ohne allerdings
konkret zu werden, wie SPD-Fraktionschef
Frank-Walter Steinmeier kritisierte. Scharf
kritisierte der Oppositionsführer  auch
Merkels Verantwortung für die Verschär-
fung der Krise: „Sie hat seit Wochen nichts
getan, verleugnet und verschleppt.“ Die
Folgen werden in Umfragen sichtbar: nur
noch 17 Prozent trauen CDU und CSU zu, die
Probleme zu lösen. U.H. ❑

➟ ➟ siehe auch S. 2, 5 und 6 

„Vertrauen verspielt“
Islamkonferenz: Wowereit kritisiert Bundesinnenminister

Zu viele handwerkliche Fehler im
Vorfeld und eine dilettantische Vorbe-
reitung erwecken nach Ansicht des
stellvertretenden SPD-Vorsitzenden
Klaus Wowereit den Eindruck, dass In-
nenminister de Maizière bereit ist, ein
Scheitern der Islamkonferenz in Kauf
zu nehmen.

Wowereit: „Die Ausladung des gesamten
Islamrats, weil gegen einige Funktionäre
strafrechtliche Ermittlungen laufen, war
nicht zielführend. Auch beim unwürdigen
wochenlangen Gezeter um die Teilnahme
des Zentralrats der Muslime hat sich der In-
nenminister nicht als Brückenbauer ge-
zeigt. Er hat unnötig Vertrauen verspielt.“

Die zweite Phase der Islamkonferenz
werde daran gemessen werden, ob sie

muslimischen Menschen in Deutschland
tatsächlich eine umfassende Beteiligung
an Bildung, Kultur und Demokratie ermög-
licht und Vorurteile abbaut, so Wowereit.
Das Anliegen einer umfassenden und da-
mit auch politischen Teilhabe dürfe nicht
scheitern. BS ❑
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FFiinnaannzzkkrriissee::

Die Verursacher der Krise an den Kosten beteili-
gen: DGB-Chefin Doro Zinke und Klaus Wowereit
beim 1. Mai.                                                Foto: Horb

5. Juni: Berliner SPD lädt
zur 2. Ideenkonferenz

Für einen nachhaltigen Schub an
Wachstum und Arbeitsplätzen
braucht Berlin neue Industrialisie-
rung. Ideen dazu werden auf der
zweiten Konferenz der Berliner SPD
im Rahmen der Reihe „Hauptstadt
im Gespräch“ diskutiert. Eingeladen
sind Vertreter aus Wirtschaft und
Gewerkschaften.

„Unsere Vision: In Berlin werden die
Produkte der nachhaltigen Wirtschaft
des 21. Jahrhunderts erdacht, ange-
wandt und produziert“, so der SPD-Lan-
des- und Fraktionsvorsitzende Michael
Müller. Er lädt die Berlinerinnen und
Berliner dazu ein, ihre eigenen Vorstel-
lungen und Visionen auf der Ideenkon-
ferenz einzubringen. Gelegenheit dazu
besteht am 5. Juni ab 9.3o Uhr im Lud-
wig Erhard Haus, Kant-Atrium, Fasa-
nenstraße 85, 10623 Berlin. Anmeldun-
gen werden erbeten unter www.haupt-
stadt-im-gespraech.de

Tegel soll innovative
Industrie anlocken 

Die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung übernimmt die planerische
Verantwortung für die Entwicklung des
450 ha großen Areals des Flughafens Te-
gel, der nach Inbetriebnahme des Willy-
Brandt-Flughafens stillgelegt wird.
Stadtentwicklungspolitisches Ziel in Te-
gel ist ein „Forschungs- und Industrie-
park Zukunftstechnologien“, der mit in-
novativen Ideen für neue Arbeitsplätze
in der Stadt sorgen soll. Statentwick-
lungssenatorin Ingeborg Junge-Reyer:
„In unmittelbarer Nähe gibt es Indu-
strieansiedlungen, eine Autobahnan-
bindung, einen Hafen und eine Bundes-
wasserstraße. Dieses Standortprofil
spricht besonders moderne Produktion
und Fertigung an. Unternehmen, die
sich für Umweltschutz und Klimage-
rechtigkeit einsetzen, erwartet hier eine
positive Vermarktungsstrategie.“ ❑



Konsequenzen aus dem Urteil zu ziehen,
Tricksereien zu unterlassen und endlich
die Regelsätze für Erwachsene und Kinder
auf ein einigermaßen menschenwürdiges
Niveau zu heben. „Unwürdig ist, dass der
FDP-Vorsitzende das so genannte Lohnab-
standsgebot ins Feld führt, um seine Anti-
Sozialstaats-Kampagne zu garnieren und
die Hartz-IV-Sätze zu senken. Löhne von
drei, vier oder sechs Euro die Stunde sind
skandalös. Davon kann man nicht leben“,
so Sommer. „Wenn Menschen Vollzeit ar-
beiten und trotzdem zum Jobcenter müs-
sen, um über die Runden zu kommen, dann
ist das schlicht Ausbeutung.“

Der DGB-Vorsitzende forderte konkret:
„Wir brauchen ein Ende der Subventionen
von Mini- und Midijobs, gleichen Lohn für
gleiche Arbeit, für Männer und Frauen,
kein Missbrauch der Zeitarbeit, also gleiche
Arbeitsbedingungen und gleiche Bezah-
lung für Stammbelegschaften und Leihbe-
schäftigte und mehr Mitbestimmung der
Betriebsräte, ein Ende der Tarifflucht, mehr
Allgemeinverbindlichkeitserklärungen von
Tarifverträgen, ein Austrocknen des Nied-
riglohnsektors und nicht zuletzt die Stär-
kung von sicheren, unbefristeten, sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsverhält-
nissen. Die Gewerkschaften fordern Arbeit-
geber und Politik auf, endlich gemeinsam
mit uns gegenzusteuern. Zum Wohl der ge-
samten Gesellschaft.“

Der DGB-Vorsitzende verwies darauf,
dass es gelungen sei, die internationale Ge-
werkschaftsbewegung an den Tisch der G
20 zu bringen. „Wir waren aktiver Part bei
den G-20-Konferenzen in Washington, Lon-
don und Pittsburgh. Wir haben den Füh-
rern der G-20-Staaten deutlich gemacht,
dass Aber-Millionen Menschen durch das
Treiben der Finanzspekulanten ihre Exi-
stenz verloren haben und dass es den Staa-
tenlenkern letztendlich um die Rettung
von Arbeit gehen muss.“                           PM ❏
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DDGGBB--KKoonnggrreessss::  

Auf der Wahlversammlung der SPD
Treptow-Köpenick wurde das
langjährige politische Engagement
Klaus Ulbrichts noch einmal gewür-
digt. Ulbricht war wenige Tage zuvor
das Bundesverdienstkreuz 1. Klasse
„für seine Verdienste um Volk und
Staat“ verliehen worden.

Klaus Ulbricht
wurde für die SPD
vor 20 Jahren aktiv,
nachdem sie sich
noch als SDP -  sozi-
aldemokratische
Partei in der DDR -
in Ostdeutschland
gegründet hatte. Er
wurde 1990 nach
den freien Kommu-
nalwahlen Frakti-
onsvorsitzender in der BVV Köpenick, im
Jahre 1991 Wirtschafts- und Finanzstadtrat
und wirkte ab 1992 als Bezirksbürgermei-
ster von Köpenick. Nach der Bezirksfusion
wurde er Bezirksbürgermeister von Trep-
tow-Köpenick, der er bis 2006 blieb. Sein
Amt war bis dahin auch nach Erreichen der
Altersgrenze verlängert worden. Klaus Ul-
bricht hat sich um den Bezirk verdient ge-
macht - als Politiker, der in der Zeit des
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Umbruchs mithalf, dem Bezirk nach dem
Wegfall zahlreicher industrieller Arbeits-
plätze neue Perspektiven zu eröffnen: mit
Gründerzentren, Innovationspark und der
Etablierung von Wissenschaftseinrichtun-
gen in Treptow-Köpenick. Mit seiner aus-
gleichenden Art, mit geduldigem Zuhören
gab er aber auch den Bürgerinnen und Bür-
gern im Bezirk Vertrauen und Halt. Er
gehörte nicht nur zu den längsten amtie-
renden Bezirksbürgermeistern in Berlin,
sondern auch zu den beliebtesten. Das
Bundesverdienstkreuz würdigt sein außer-
gewöhnliches Engagement für den Aufbau
der Demokratie und des Bezirks. BS ❏ 

Klaus Ulbricht
gewürdigt„DGB ist Impulsgeber“

Michael Sommer: Krisenlasten gerecht verteilen  

„Der Beinahe-Zusammenbruch des
internationalen Wirtschafts- und Fi-
nanzsystems hat uns alle in Atem ge-
halten. Ohne die Gewerkschaften wür-
de dieses Land in der schwersten Wirt-
schaftskrise seit 80 Jahren anders aus-
sehen“, sagte der wiedergewählte DGB-
Vorsitzende Michael Sommer auf dem
19. Ordentlichen Bundeskongress des
Gewerkschaftsbundes in Berlin. „Wir
waren Impulsgeber und treibende
Kraft.“ Sommer forderte, dass die Kri-
senlasten gerecht verteilt werden. „Es
kann doch nicht sein, dass die Großen
gerettet werden und die kleinen Leute
müssen die Zeche zahlen!“

„Unsere Werte von guter Arbeit, Gerech-
tigkeit und Solidarität wurden erst ver-
höhnt und dann ausgehöhlt“, sagte Som-
mer. „Unsere Gesellschaft muss in eine
gute, in eine soziale, in eine solidarische
Ordnung gebracht werden. In eine neue
Ordnung. Damit Arbeit, Gerechtigkeit und
Solidarität wieder den Wert erhalten, der
ihnen zukommt.“ Sommers Mahnung:
„Wir haben lange vor amerikanischen Ver-
hältnissen auf unseren Arbeitsmärkten ge-
warnt, heute haben wir sie.“

An die Bundesregierung adressiert sagte
der DGB-Vorsitzende, „dass es in diesen Ta-
gen und Wochen um mehr geht, als Kri-
senmanagement: Wir müssen verhindern,
dass sich eine solche Krise wiederholt.“ Er
verwies auf die großen europaweiten De-
monstrationen der Gewerkschaftsbewe-
gung im Mai 2009: „Wir müssen immer
wieder Druck machen, denn die Regieren-
den und Mächtigen vergessen gern.“

Sommer warnte, nach einer verlorenen
Landtagswahl zu glauben, dass die Neoli-
beralen in der Bundesregierung jetzt auf-
geben würden: „Niemand sollte sich täu-
schen. Wenn sich die Hardliner in der Ko-
alition durchsetzen, werden sie von uns,
von den Gewerkschaften, die richtigen
Antworten erhalten.“ Die grundsätzlichen
Positionen der Gewerkschaften seien klar:
„Wir machen nicht mit bei der Kopfpau-
schale. Wir machen keinen Frieden mit der
Rente mit 67. Wir wollen Verbesserungen
bei der Leiharbeit und wir brauchen weite-
re Mindestlöhne nach dem Entsendegesetz
und einen einheitlichen gesetzlichen Min-
destlohn als unterste Lohngrenze.“

Mit Blick auch auf das  Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zu den Kindersätzen
bei Hartz IV unterstrich Michael Sommer:
„Nicht Hartz IV ist zu hoch, die Löhne sind
zu niedrig.“ In diesem Zusammenhang for-
derte er den Gesetzgeber auf, wirkliche

Michael Sommer wurde erneut zum DGB-
Bundesvorsitzenden gewählt. Im ersten Wahlgang
stimmten 366 der Delegierten (94,1 Prozent) mit
Ja.                                                               Foto: DGB
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Erhöhung in Maßen
Beamte und Pensionäre erhalten erstmals seit 2004 mehr Geld

BBüürrggeerrrreecchhttee::  

ÖÖffffeennttlliicchheerr  DDiieennsstt::  

MMeeddiieenn::  

IInntteeggrraattiioonn::  

Auf Vorschlag von Innensenator Ehr-
hart Körting soll die Besoldung von
rund 72.400 Beamtinnen und Beamten
sowie von Richterinnen und Richtern
des Landes Berlin ab dem 1. Oktober
2010 um 1,5 % und ab dem 1. August
2011 um weitere 2 % erhöht werden. Der
Gesetzentwurf liegt jetzt beim Rat der
Bürgermeister und soll dann vom Se-
nat beschlossen werden. Der DGB zeig-
te angesichts der Finanzsituation Ber-
lins Verständnis und sprach von einem
„Schrittchen in die richtige Richtung“.

Angepasst werden sollen auch die Zah-
lungen an Pensionäre. Die letzte lineare Er-
höhung der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge im Land Berlin erfolgte zum 1. Au-
gust 2004. Innensenator Dr. Körting ver-

Trotz des kühlen Wetters kamen die erwarteten
mehr als 200.000 Besucherinnen und Besucher
zum großen Einweihungsfest des Tempelhofer
Parks am 8. und 9. Mai. Auf dem ehemaligen
Flughafengelände informierten am Eröffnungstag
auch die Berliner SPD und die Fraktion des
Abgeordnetenhauses an ihren Info-Pavillons.
Klaus Wowereit und Stadtentwicklungssenatorin
Ingeborg Junge-Reyer diskutierten über die
Entwicklungschancen des Geländes. Mit
Zwischennutzungen will die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung jetzt neue Wege gehen.
Foto: Jungmann

wies  auf die „weiterhin sehr angespannte
Haushaltslage Berlins.“ Durch die Er-
höhung der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge im Land Berlin entstehen im Jahr
2010 Mehrausgaben von rund 14,4 Millio-
nen Euro und im Jahr 2011 Mehrausgaben
von rund 75,5 Millionen Euro. Für diese
Mehrausgaben wurde im Haushaltsplan
2010/2011 eine entsprechende Reserve vor-
gehalten.

Im März war eine Einigung für die Ange-
stellten im Öffentlichen Dienst beschlos-
sen worden, die u.a. die Beseitigung der
letzten Tarifunterschiede zwischen Ost-
und Westbeschäftigten vorsieht. Ende
April hatte der Senat die Mittel für Ausbil-
dungsplätze um 16 Millionen Euro aufge-
stockt. BS ❏

Ein vorläufiges Verbot des Google-
Street-View Dienstes bis sämtliche un-
rechtmäßig gesammelten Daten nach-
weislich gelöscht wurden und daten-
schutzrechtliche Bedenken vollständig
ausgeräumt wurden, fordert der daten-
schutzpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion des Berliner Abgeordneten-
hauses, Sven Kohlmeier.

Kohlmeier: „Wie Google einräumte, hat
das Unternehmen beim Abfilmen von
Straßen für seinen Dienst Google-Street-
View weitaus mehr Daten erhoben, als bis-
lang zugegeben. So hat Google die MAC-
Adressen und die Namen (SSID) von
WLAN-Funknetzen ebenso wie die von den
WLAN ausgegebenen Nutzdaten 'payload
data' gespeichert. Bei 'payload data' han-
delt es sich um die von WLAN ausgegebe-
nen Nutzdaten.“

Die neuerliche Datenschutzpanne zeige,
dass Google nicht daran gelegen ist, den
deutschen Datenschutz einzuhalten. „Es
werden zu Unrecht Daten frei nach dem
Motto 'erstmal haben, dann sich um den
Datenschutz kümmern' erhoben“, so Kohl-

meier. „Mittlerweile weiß keiner mehr,
welche Daten Google genau erhebt und
wer Zugriff auf die Daten hat.“

Google müsse nachweisen, dass der Da-
tenschutz eingehalten werde, fordert der
SPD-Abgeorndete. „Von der Bundesregie-
rung fordere ich in Abstimmung mit den
Datenschutzbeauftragten ein vorläufiges
Verbot des Google-Street-View-Dienstes.
Dabei helfen die Sonntagsreden von Ver-
braucherministerin Aigner nicht weiter.
Bei jeder neuen Datenpanne schreckt Aig-
ner auf, aber passiert ist bisher nichts.
Wenn es der Bundesregierung mit dem Da-
tenschutz ernst ist, muss sie der Hambur-
ger Bundesratsinitiative, die von Berlin un-
terstützt wird, folgen. Es muss Schluss sein
mit der Ankündigungspolitik, nun müssen
Taten folgen.“

Kohlmeier empfiehlt den Berlinerinnen
und Berlinern, gegen die Veröffentlichung
ihrer Haus- und Gartenansichten bei Goo-
gle Widerspruch einzulegen. In der näch-
sten Sitzung des Datenschutzausschusses
will er das Thema zur Sprache bringen.

PM ❏

Stoppschild für Google
Kohlmeier: Datenschutz muss durchgesetzt werden

Das Vorhaben des Berliner Senats, ein
„Partizipationsgesetz“ zu schaffen und
ins Parlament einzubringen, ist von
der Vorsitzenden der AG Migration der
Berliner SPD, Ülker Radziwill, begrüßt
worden. „Partizipation, etwa an Gremi-
en auf der BVV-Ebene, durch Migran-
tinnen und Migranten braucht verläss-
liche Rahmenbedingungen. Diesen
Rahmen soll das künftige Gesetz schaf-
fen und etablieren“, erklärte sie.

Das Gesetzesvorhaben sei eine sinnvolle
und wichtige Weiterentwicklung der bis-
herigen Integrationskonzepte (I und II) und
zeige erneut, dass der Senat und der Regie-
rende Bürgermeister Klaus Wowereit den
Schwerpunkt auf Integrationspolitik set-
zen. „Berlins innovative Integrationspolitik
gilt inzwischen deutschlandweit als vor-
bildlich. Das jetzt entstehende ,Integrati-
ons- und Partizipationsgesetz’ bestätigt
das erneut: Es ist das erste seiner Art in
Deutschland. Wir warten nun gespannt
auf den Entwurf aus der Senatsverwaltung
für Integration, Arbeit und Soziales.“    BS ❏

Pläne für weitere Spamaßnahmen
werden derzeit beim RBB geprüft. Mit-
te Juni sollen die bis dahin durchge-
rechneten Varianten dem Personalrat
vorgestellt werden, am 23. Juni der Be-
legschaft und am 24. Juni dem Rund-
funkrat.

In der ARD geht man angesichts der
wirtschaftlichen Entwicklung bis 2020 von
weiter sinkenden Einnahmen aus. Der RBB
ist davon besonders betroffen, da in Berlin
rund 15 Prozent der Haushalte Hartz-IV er-
halten und von den Rundfunkgebühren
befreit sind. 2008 hatte der RBB bereits das
TV-Magazin Polylux eingestellt und den
Sendebetrieb von Radio Multikulti been-
det.

Erneut sind die derzeit sechs Radiowel-
len bei den Sparplänen im Visier. Geprüft
werden soll auch eine Halbierung des An-
gebots. Auch die Sparpotenziale beim  RBB-
Fernsehen werden geprüft. Zu den Denk-
modellen gehören die Zusammenlegung
der  Nachrichtensendungen „Abendschau“
und „Brandenburg Aktuell“ zu einer Sen-
dung. Überlegt wird offenbar auch, die
RBB-Eigenproduktionen für das Abendpro-
gramm ab 20.15 Uhr auf die Hälfte zu redu-
zieren. Entwickelt werden die verschiede-
nen Sparvarianten für die Zeit der näch-
sten Gebührenperiode ab Anfang 2013.

BS ❏

AG Migration begrüßt Pläne
für Partizipationsgesetz

RBB prüft weitere
Einsparungen 
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VVeerrkkeehhrrssppoolliittiikk::

Die Verlängerung der Autobahn A
100 von Neukölln zum Treptower Park
steht erneut auf dem Prüfstand. Ein
Stimmungsbild in der SPD-Fraktion des
Abgeordnetenhauses ergab nach inten-
siver Debatte eine Mehrheit von 26 zu
11 bei einer Enthaltung für einen Wei-
terbau.

„Der Stadtring A 100 wird verlängert bis
zur AS Treptower Park - finanziert durch
den Bund“ - so steht es in der Koalitionsver-
einbarung 2006-2011 zwischen SPD und
Linkspartei. Inzwischen liegen Parteitags-
beschlüsse von SPD und Linkspartei gegen
den Weiterbau vor. Sie lösen allerdings ein
Problem der Verkehrsplaner nicht: die Ent-
lastung der Innenstadt von Lärm und Ab-
gasen. In diesem Ziel sind sich Befürworter
wie Gegner des Autobahnbaus einig.

Bei den Anwohnern in Friedrichshain-
Kreuzberg ist diese Absicht noch nicht
deutlich geworden, da sie eine Zunahme
des Verkehrs an den geplanten neuen End-
punkten der Autobahn befürchten. Aller-
dings müssen bei einem Straßenneubau
auch an den Anschlussstellen die strengen
Auflagen der Luftreinhaltung und des
Lärmschutzes eingehalten werden, dies ha-
ben die Verkehrsplaner nachzuweisen.

Viele Verkehrsprobleme in der Innen-

Schutz vor Lärm und Abgasen 
A 100-Verlängerung: Fraktion für Gesamtkonzept zur Entlastung der Innenstadt

stadt sind Folgen der Teilung der Stadt. Die
vorhandenen Straßennetze passen nicht
zusammen, der Verkehr aus dem Südosten
Berlins bahnt sich zum Teil auf Umwegen
mit entsprechender Lärm- und Abgasbela-
stung einen Weg durch die Innenstadt. Ziel
der Verkehrsplanung ist es, den Durch-
gangsverkehr zu halbieren, d.h. 10 % weni-
ger Verkehr in der Innenstadt. Mit dieser
Verkehrsverringerung würde die Luftbela-
stung noch mal um den gleichen Anteil
wie durch die Umweltzone Stufe 1 und 2
verbessert. Mit dem jetzt in Planung be-
findlichen 16. Bauabschnitt zum Treptower
Park und einem weiteren ebenfalls mit
dem Bund abgestimmten 17. Bauabschnitt
zur Frankfurter Allee wollen die Verkehrs-
planer den Verkehr um die Innenstadt her-
um leiten. Ein Großteil des 17. Bauabschnit-
tes ist in Tunnellage vorgesehen. An der
Frankfurter Allee soll der Stadtring enden,
von dort soll eine normale Stadtstraße über
die Storkower Straße für den Anschluss an
den Stadtstraßenring sorgen.

In der SPD-Fraktion wird die Autobahn-
verlängerung als Teil eines Gesamtkon-
zepts gesehen. Um den Innenstadtbereich
zu entlasten und den Verkehr auf die Auto-
bahn zu drängen, wurden auch in dieser
Legislaturperiode ergänzende Maßnah-

men umgesetzt: Verbesserung des Fahrrad-
verkehrsangebotes, Ausbau von Fahrrad-
straßen, Ausdehnung der Parkraumbewirt-
schaftung auf über 18 Quadratkilometer,
Verbesserung des Angebotes des öffentli-
chen Nahverkehrs (kürzere Taktzeiten,
Fahrgastinformation an Haltestellen, bes-
seres Nachtangebot und stabile Fahrprei-
se), breitere Gehwege, Ladezonen für Lkw,
Verbesserung der Verkehrssicherheit (Aus-
bau von Zebrastreifen, Ausweisung von T-
30 auf Hauptverkehrsstraßen), alles Maß-
nahmen zur Verbesserung der Aufent-
haltsqualität und Dämpfung des Individu-
alverkehrs. Entsprechend müsse die Ver-
längerung der A 100 flankiert werden
durch Geschwindigkeitsbegrenzungen in
der Innenstadt und den Rückbau von
Straßen.

Unter solchen festgelegten Bedingungen
für die Reduzierung des Verkehrs, wie sie
die Experten des SPD-Fachausschusses Mo-
bilität in einem Beschluss zusammenge-
stellt haben, will nun auch die Mehrheit
der Abgeordnetenhausfraktion dem Pro-
jekt zustimmen. Die letzte Entscheidung
wird voraussichtlich auf dem SPD-Landes-
parteitag im Juni fallen. BS ❏

➟ ➟ Fachausschuss-Papier zur A 100 un-
ter www.spd-berlin.de/fa-mobilitaet 

Aktionstag der AG 60plus: Leben ohne Barrieren
Menschenkette zum Europäischen Protesttag für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen

Die AG 60plus hat den 5. Mai 2010
zum bundesweiten Aktionstag unter
dem Motto „Leben ohne Barrieren -
barrierefreies Leben“ deklariert.

Die  Bundesvorsitzende Erika Drecoll er-
klärte in einem Aufruf dazu u. a.: „Die Ar-
beitsgemeinschaft der Älteren in der SPD
setzt sich für eine barrierefreie Gesellschaft
ein, in der Teilhabe weder vom Alter, den fi-
nanziellen Möglichkeiten, der Ausbildung
oder dem Wohnort abhängen.“ 

Dieses Leben ohne Barrieren ist leider
immer noch nicht selbstverständlich. Übe-
rall türmen sich Hindernisse auf, gerade
auch für Menschen mit Behinderungen.
Der Landesvorstand der AG 60plus hatte
deshalb beschlossen, sich am Aktionstag
mit den Veranstaltern des Europäischen
Protesttages für die Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen zu verbün-
den.

Dazu zählten u.a. der Berliner Behinder-
tenverband, der Sozialverband Deutsch-
land, das Netzwerk Selbst aktiv in der SPD
und die Organisation „Daheim statt Heim“,
die von der Behinderbeauftragten der SPD

Bundestagsfraktion Silvia Schmidt aus Eis-
leben ( Sachsen-Anhalt ) geleitet wird.

Am Mittag des 5. Mai reihte sich die AG
60plus in eine eindrucksvolle Menschen-
kette ein, die mit ca. 500 Teilnehmern vom
Brandenburger Tor bis zum Reichstag ge-
bildet wurde. Diese Demo war nicht nur
wegen der vielen Teilnehmer und des schö-
nen Wetters (eine Ausnahme in diesem

Mai) ein voller Erfolg, sondern erzeugte
auch bei den zahlreichen Besuchern und
Zuschauern in diesem herausragenden
Areal eine große Resonanz.

Vom Auftakt am Brandenburger Tor mit
Ansprachen u. a. von Andrea Nahles und
Ursula Engelen-Kefer wurde über die Men-
schenkette ein Licht zum Reichstag weiter-
gegeben und dort den anwesenden Bun-
destagsvizepräsidenten Katrin Göring-Eck-
ardt, Petra Pau und Wolfgang Thierse über-
geben mit der Aufforderung, sich der Be-
lange der Menschen anzunehmen, die die-
se machtvolle Demonstration mit der Men-
schenkette gebildet hatten.

Dazu gehört ganz besonders die Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonventi-
on durch den Bundestag. „Denn mit der
Menschenkette hört es nicht auf, sondern
es bleibt ständige Aufgabe, auf die vielen
Barrieren hinzuweisen, die im Interesse der
betroffenen Menschen von der Politik be-
seitigt werden müssen“, so Silvia Schmidt
in ihrer Rede zum Abschluss der Kundge-
bung vor dem Reichstag.

Werner Kleist ❏

Menschenkette für ein Leben ohne Barrieren. 
Foto: Siegfried Schulz
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FFiinnaannzzppoolliittiikk::

Europas Zukunft steht auf dem Spiel
Eva Högl: Warum wir den Euro retten müssen

Wir erleben gerade eine beispiellose
Krise der europäischen Wirtschafts-
und Währungsunion, die den Zusam-
menhalt und die Zukunft der Europäi-
schen Union bedroht. Der Euro wird
von internationalen Spekulanten
attackiert, die gezielt auf die Zahlungs-
unfähigkeit einzelner Mitgliedstaaten
wetten, um Profit zu machen.

Die hohe Staatsverschuldung, ver-
schleppte Reformen und eine fehlende Sa-
nierung der öffentlichen Haushalte haben
dazu geführt, dass sich Länder wie Grie-
chenland nur noch bedingt auf den inter-
nationalen Finanzmärkten mit frischem
Kapital versorgen können. Wenn wir nicht
richtig und schnell handeln, kann dies zum
wirtschaftlichen Zusammenbruch der Eu-
ro-Zone führen - mit unabsehbaren negati-
ven Folgen für ganz Europa und besonders
für Deutschland.

Kein Blankoscheck für
Schwarz-Gelb

Vor diesem Hintergrund hat der Deut-
sche Bundestag am 7. Mai beschlossen, ei-
ne Kreditbürgschaft für Griechenland in
Höhe von 22,4 Mrd. Euro abzugeben. Das
Geld wird von der bundeseigenen Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) bereitge-
stellt. Deutschland garantiert, dass diese
Kredite auch bei einer Zahlungsunfähig-
keit Griechenlands zurückgezahlt werden.
Die SPD hatte eine Zustimmung davon ab-
hängig gemacht, die notwendigen Hilfen
für Griechenland mit der überfälligen Re-
gulierung der Finanzmärkte zu verbinden
und endlich eine Transaktionssteuer ein-
zuführen, um Spekulationsgeschäfte ein-
zudämmen. Die Bundesregierung lehnt
dies aus ideologischen Gründen ab, vor al-
lem die FDP ist nicht bereit, den Finanz-
markt stärker zu regulieren, und damit
künftigen Krisen vorzubeugen. Aus diesem
Grund hat die SPD-Bundestagsfraktion be-
schlossen, sich bei der Abstimmung über
das Hilfspaket für Griechenland im Bun-
destag zu enthalten.

Die schwarz-gelbe Bundesregierung und
allen voran Bundeskanzlerin Merkel haben
durch ihre Verzögerungstaktik und die feh-
lende Einsicht, dass Griechenland dringend
unsere Hilfe braucht, unser Land interna-
tional und in Europa isoliert und die Speku-
lationen der Finanzmärkte angeheizt. An-
statt den Deutschen Bundestag und die
deutsche Bevölkerung über die Fakten und
die notwendigen Maßnahmen aufzu-
klären, wurde seitens der Regierung und
der sie tragenden Parteien keine Gelegen-

Dr. Eva Högl, MdB, ist stellvertretende europapoli-
tische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion.  

maßgeblich profitiert. Millionen Arbeits-
plätze in Deutschland wären bedroht,
wenn sich die Krise ausdehnte.

Ich habe dem Gesetzesentwurf für Grie-
chenland auch deshalb meine Zustim-
mung erteilt, weil ich davon überzeugt bin,
dass es unter diesen Umständen die not-
wendige Antwort auf die Krise ist. Ein
deutliches, auch von der deutschen Sozial-
demokratie als DER Europapartei getra-
genes Zeichen der Solidarität in Richtung
Griechenland und Europäische Union halte
ich für zwingend. Deshalb habe ich zuge-
stimmt, unabhängig davon, dass die Bun-
desregierung und die sie tragenden Frak-
tionen europapolitisch versagt und sich
zur zukünftigen Verhinderung solcher Kri-
sen solidarischen, gerechten und europäi-
schen Antworten verweigert haben.

Wenige Stunden nach der Abstimmung
wurde deutlich, dass weitere Hilfen not-
wendig sind, um den Euro zu stabilisieren
und einen Zusammenbruch der europäi-
schen Wirtschaft zu verhindern. Jetz geht
es um ein Rettungspaket von 750 Mrd. Euro
- darüber hat die Bundesregierung die
deutsche Öffentlichkeit und den Deut-
schen Bundestag nicht informiert, um ihre
Chancen bei der NRW-Wahl nicht zu ge-
fährden. Ein schlimmes, teures und inak-
zeptables Spiel, das die Wählerinnen und
Wähler zum Glück durchschaut haben.

Die Finanzminister/-innen der Euro-Mit-
gliedstaaten haben sich auf einen dauer-
haften Rettungsmechanismus für die Euro-
Zone geeinigt. Er sieht vor, dass Euro-Län-
der, die am Kapitalmarkt nur noch zu über-
höhten Zinsen Kredite bekommen, Geld
aus einem EU-Hilfsfonds beantragen kön-
nen. Die ersten 60 Milliarden Euro kom-
men dabei aus dem Haushalt der Kommis-
sion, weitere 440 Milliarden Euro sollen
über eine Finanz-Zweckgesellschaft der Eu-
ro-Länder zur Verfügung gestellt werden.
Der Internationale Währungsfonds und die
Europäische Zentralbank sind ebenfalls be-
teiligt. Insgesamt werden 750 Milliarden
Euro bereitgestellt, um den Euro gegen
Spekulanten zu verteidigen. Unerträglich
ist, dass diese Beschlüsse auf Basis einer
Rechtsgrundlage erfolgen, die keine Beteili-
gung des Europäischen Parlaments vor-
sieht. In Deutschland ist für dieses neue
Hilfspaket ein Gesetz erforderlich. Die SPD
wird ihre Zustimmung im Bundestag er-
neut davon abhängig machen, ob die Bun-
desregierung bereit ist, einer besseren Kon-
trolle und wirksamen Regulierung der Fi-
nanzmärkte zuzustimmen. Ohne diese Re-
gelungen ist die Zukunft der Europäischen
Union ernsthaft in Gefahr. Eva Högl  ❏

heit ausgelassen, Vorurteile und Falsch-
meldungen zu bedienen und zu verstärken.
Dadurch wurden die notwendigen Hilfs-
maßnahmen für Griechenland nicht nur
schwieriger, sie führten dazu, dass man
lange kein wirkliches Vertrauen in die
deutschen Zusagen hatte, eine Verzöge-
rung, die zusätzliche Kosten und Unsicher-
heiten verursacht hat. Ein frühes und deut-
liches Signal der Solidarität hätte hier erfol-
gen müssen, bei aller berechtigter Kritik an
den Fehlern der griechischen Politik.

Ich kritisiere besonders, dass die Bundes-
regierung aus der Finanz- und Wirtschafts-
krise keine Lehren gezogen hat. Sie weigert
sich aus ideologischen Gründen, die Verur-
sacher und Profiteure der Krise an den Ko-
sten zu beteiligen. Die Euro-Zone leidet
außerdem unter massiven wirtschaftli-
chen, beschäftigungspolitischen und sozia-
len Ungleichgewichten. Auch hier besteht
Handlungsbedarf. Wir brauchen dringend
eine stärkere wirtschaftspolitische Koordi-
nierung auf der europäischen Ebene - eine
langjährige Forderung der SPD, die es jetzt
endlich umzusetzen gilt.

Die schwarz-gelbe Koalition ist nicht in
der Lage, ihrer Verantwortung für Europa
gerecht zu werden. Gleichwohl habe ich
das Hilfspaket für Griechenland unter-
stützt. Denn bei der Entscheidung am 7.
Mai ging es nicht nur um Griechenland
oder um die Bundesregierung, sondern um
nicht mehr und nicht weniger als die Zu-
kunft und Handlungsfähigkeit Europas.
Die Mitgliedstaaten der EU sind jetzt gefor-
dert, der griechischen Regierung mit dem
vereinbarten Hilfspaket zur Seite zu ste-
hen. Es geht um die Stabilisierung des Euro
und des europäischen Wirtschaftsraumes,
von dem Deutschland dank seiner Exporte
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FFiinnaannzzkkrriissee::

Es wird Zeit, die Rechnung zu präsentieren
Mechthild Rawert: Konsequenzen zur Bändigung des Finanzmarktkapitalismus ziehen

Zur immer noch andauernden größten
Finanz- und Wirtschaftskrise seit 80 Jah-
ren ist nun eine Währungskrise im Euro-
Raum, dem Zusammenschluss von 16 der
27 europäischen Staaten, hinzugekom-
men. Schlag auf Schlag sind Parlamenta-
rierInnen gehalten, jeweils in kürzester
Zeit über immer größer werdende Milli-
ardenbeträge als Bürgschaftsgarantien
namentlich zu beschließen: Zustim-
mung, Enthaltung, Ablehnung.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat - in en-
ger Abstimmung mit der Parteispitze - ei-
nen Forderungskatalog aufgestellt, um das
Marktversagen auf den Finanzmärkten zu
korrigieren. Hauptelement ist die Ein-
führung einer Finanztransaktionssteuer
(FTS): Wir wollen lenkend und nicht nur re-
agierend in aktuelle Krisenszenarien ein-
greifen. Wir wollen die globalen Spekula-
tionen dämpfen, wollen die Profiteure der
Krise an den enormen Folgelasten beteili-
gen. Es muss eine gerechte Steuerlastver-
teilung erfolgen, in der zum Schluss nicht
immer die Bevölkerung, die deutschen,
griechischen, oder portugiesischen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer als Steu-
erzahlende die dummen LastenträgerIn-
nen sind.

Wir wollen von den Verursachern staatli-
che Einnahmen generieren. Nicht hin-
nehmbar ist es, dass die Kassenlage der öf-
fentlichen - nationalen bzw. europäischen -
Hand immer prekärer und der Staat immer
ärmer wird. Weiterhin wollen wir auch
künftige Finanzkrisen abmildern, am be-
sten vermeiden. Zusätzlich zur Finanztrak-
tionssteuer wollen wir die Gründung einer
öffentlich-rechtlichen Europäischen Ra-
ting-Agentur. Verboten werden sollen Ge-
schäfte zwischen Rating-Agenturen und
Finanzmarktakteuren, deren Produkte sie
bewerten. Unverzüglich zu verbieten sind
auch Leerverkäufe und spekulative Ge-
schäfte mit Kreditausfallversicherungen.
Finanzmarkt, Finanzmarktakteure und Fi-
nanzmarktprodukte dürfen nicht länger
ohne Regulierung, Aufsicht und Haftung
bleiben. Ein europäisches Frühwarnsystem
ist zu etablieren. Der Schutz der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher ist zu stärken.

Finanztransaktionssteuer
als Lenkungssteuer

Wenn der politische Wille auf nationaler
und europäischer Ebene da wäre, ist eine
Finanztransaktionssteuer sowohl politisch
als auch technisch möglich. Zwischenzeit-
lich mehren sich die BefürworterInnen aus
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, die FDP

wehrte sich bis zuletzt dagegen mit dem
Argument, dass der Markt sich letztlich
selber regelt.

Eine Finanztransaktionssteuer hat eine
breite Basis: In Frage gestellt werden nicht
der Handel mit Aktien, Pfandbriefen, Obli-
gationen, Wertpapieren und Derivaten an
sich, sondern die durch einen extrem kurz-
fristig orientierten Kapitalfluss verursach-
ten Verwerfungen. Viele Spekulationsge-
schäfte erfolgen derzeit über Hochfre-
quenz-Computer-Handel. Hier machen
Computer Geschäfte unter sich, nutzen die
Kursveränderungen, die kurzfristigen
Preisunterschiede zwischen zwei Zeit-
punkten. Geld spielt mit Geld, der reale
Wert der Anlage spielt keine Rolle mehr.
Verwerflich sind auch die spekulativen
Wetten, zum Beispiel gegen Griechenland.
Diesen primär kurzfristigen Spekulationen
liegt kein nachhaltiges reales Wirtschafts-
interesse zu Grunde. Dieses „sozialschädli-
che Verhalten“ soll steuerlich belastet wer-
den, nicht die mittel- oder langfristige In-
vestition in die Realwirtschaft.

Zwischen Opposition und Regierung
wird grundsätzlich über die Einführung
der Finanztransaktionssteuer gestritten -
die Regierungsfraktionen wollen in ihrem
Gesetzesentwurf nur eine Bankenabgabe,
die wie eine Umsatzsteuer wirkt, und eine
Besteuerung von Boni. Die Bankenabgabe
mag ergänzend sinnvoll sein, hat aber
kaum regulierende Wirkung, kann somit
eine Besteuerung der Geschäfte auf den Fi-
nanzmärkten nicht ersetzen. Sie taugt auch
nicht zur Prävention oder Finanzierung
künftiger Krisen.

Zwischen Regierung und Opposition
wird auch gestritten, ob die FTS nur Sinn
habe als weltweite Steuer, als Steuer auf
europäischer Ebene bzw. im Euroraum
oder auch als nationale Börsenumsatzsteu-
er, wie es sie z.B. in London gibt und in
Deutschland bis 1991 gab. Finanzkrisen tre-

Mechthild Rawert ist Sprecherin der Berliner
Landesgruppe im Bundestag.

ten in den letzten 15 Jahren gehäuft auf.
Schon auf dem G20-Gipel im September
2009 in Pittsburg wurde auf Initiative des
damaligen Finanzministers Peer Stein-
brück über eine FTS diskutiert und dem In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) ein
Prüfauftrag erteilt, dessen Endbericht für
das G20-Treffen im Juni 2010 in Kanada
vorliegen soll. Auch die EU-Staaten haben
Ende 2009 erklärt, eine Transaktionssteuer
einführen zu wollen. Das Europäische Par-
lament hat die Europäische Kommission
aufgefordert, die Rolle einer Transaktions-
steuer als innovatives Mittel der Erzielung
von Staatseinnahmen zu prüfen. Da die
Staaten mit Finanzstandorten stärker pro-
fitieren, ist aus meiner Sicht diese Steuer-
einnahme mit dem Ziel der Finanzierung
entwicklungs-, klima- und armutsbekämp-
fender Ziele zu verbinden.

Technisch ist die Erhebung dieser Steuer
sehr einfach. Alle Transaktionen an der
Börse werden zentral elektronisch erfasst
und mittels einer einfachen Software
könnte die Steuer automatisch an die je-
weils zuständige Finanzbehörde überwie-
sen werden. Der Zahlungsverkehr in der
Realwirtschaft, also beim Handeln mit Gü-
tern, für den Arbeitsmarkt, Überweisun-
gen, wird nicht erfasst, ebenso wie die Ope-
rationen der Zentralbanken. Zur Diskussion
stehen Steuerbeträge auf die zumeist spe-
kulativen Vorhaben in Höhe von 0,1 Pro-
zent, 0,5 Prozent oder 1 Prozent. Mögen die
Prozentangaben gering erscheinen, gene-
riert werden auf jeden Fall Einnahmen von
rund 10 Milliarden Euro jährlich. Darauf
will ich nicht verzichten.

Kampf zwischen
Finanzindustrie und Politik

Der Primat der Politik ist in Frage gestellt.
Bürgerinnen und Bürger verlieren das Ver-
trauen, da vermeintlich nicht die demokra-
tisch gewählten ParlamentarierInnen ge-
stalten, sondern das Geld regiert. Wir brau-
chen eine andere, eine verantwortungsvol-
le Politik. Ich sage Ja zur Nothilfe für Grie-
chenland. Ich sage aber Nein, wenn der Ge-
setzgeber sich mit Minimaleinschnitten in
die Finanzindustrie begnügt. Es ist Zeit,
dass die Finanzindustrie die Rechnung prä-
sentiert bekommt, die Rechnung für staat-
liche Milliardenbürgschaften und Nothil-
fen. Denn was passiert, wenn die Bürg-
schaftsgarantien zum Tragen kommen?
Das Ausmaß der nationalen, europäischen
und internationalen Verteilungskämpfe
würde noch viel brutaler.

Mechthild Rawert ❏
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SSeellbbsstt  AAkkttiivv::  

Eigener Aktionsplan 
UN-Konvention auch innerhalb der SPD umsetzen

Organisationskonferenz Ost  im Willy-Brandt-
Haus in Berlin                                 Foto: Selbst Aktiv

Die unmittelbare politische Teilha-
be muss allen Menschen möglich sein.
Dies ist für die SPD von besonderer Be-
deutung und deshalb ist ein eigener
Aktionsplan nötig, um die Behinder-
tenrechtskonvention umzusetzen.
„Selbst Aktiv“, das Netzwerk behinder-
ter Menschen in der SPD, wird sich dar-
an intensiv beteiligen.

Deshalb war mit der Generalsekretärin
der SPD, Andrea Nahles, vereinbart wor-
den, zur Optimierung der Arbeit von
„Selbst Aktiv“  in den einzelnen Regionen
und zur besseren Abstimmung der Akti-
vitäten untereinander und mit dem SPD-
Parteivorstand, dezentrale Organisations-
konferenzen  durchzuführen.

Nach einem Treffen in Hannover  im Fe-
bruar 2010  fand unter Federführung des
Landesbehindertenbeauftragten von Nie-
dersachsen sowie Bundesvorsitzenden von
Selbst  Aktiv, Karl Finke, am  7. Mai 2010 ein
Koordinierungstreffen von Regionalgrup-
pen  der neuen Bundesländer  im Willy-
Brandt-Haus statt.

Karl Finke und Karin Sarantis-Aridas,
Sprecherin der Regionalgruppe Berlin, be-
tonten in ihren Beiträgen, wie wichtig die
Einbeziehung behinderter Menschen in die
aktive Parteiarbeit ist und nicht nur deren
Mitwirkung über Verbände. Sie legten den
Schwerpunkt auf die gute Organisation so-
wie die inhaltliche Vorbereitung von Tref-
fen und Aktionen von Selbstaktiv, die sich
an den aktuellen sozial-und behinderten-
politi-schen Themen orientieren, um so ei-
nen möglichst großen Kreis von Mitstrei-
tern sowie Interessenten einzubinden.
Hierzu zählt auch eine verstärkte Öffent-
lichkeitsarbeit.

„Nichts über uns ohne uns“

Um eine bessere Koordinierung inner-
halb des Netzwerks „Selbst Aktiv“ zu schaf-
fen, wurden die Einrichtung eines bundes-
weiten Mailverteilers für die Sprecher der
regionalen Gruppen  und ein regelmäßiger
Newsletter vereinbart. Damit auch inner-
halb der SPD gilt: „Nichts über uns ohne
uns“  und um unsere politischen Forderun-
gen Realität werden zu lassen, muss in ei-
nigen Bundesländern die Unterstützung
durch die SPD-Landesverbände und  die Zu-
sammenarbeit mit den Landtagsfraktio-
nen optimiert werden.

Karl Finke betonte, dass sich das zukünf-
tige Handeln von Selbst Aktiv immer an
der UN-Behindertenrechtskonvention ori-
entieren muss. Nach seinem Eingangssta-
tement erfolgte eine intensive Diskussion,

in der die einzelnen Sprecher von Selbst
Aktiv die Schwerpunkte und Arbeitsweise
ihrer regionalen Netzwerke darlegten.

Um die Außenwirkung von Selbst Aktiv
zu verbessern wurde die „Professionalisie-
rung“ d.h. die stärkere organisatorische
Ausgestaltung von Selbst Aktiv  diskutiert.
Auch der Aufbau des bereits bestehenden
Internetauftritts von „Selbst Aktiv“
(www.selbstaktiv.de) soll verbessert  und
ein neuer Flyer zur  Vorstellung unserer  Ar-
beit erstellt werden.

Das Netzwerk „Selbst Aktiv“ versteht
sich vornehmlich als Plattform zur Diskus-
sion behindertenpolitischer Themen für
SPD-Mitglieder, aber auch für Menschen
mit Be-hinderung und Vertreter von Ver-
bänden, Selbsthilfegruppen und Vereinen,
die nicht in der Partei sind, sich aber poli-
tisch einbringen wollen. Deshalb wurde
darüber  diskutiert, wie die Verankerung
des Netzwerkes innerhalb der Organisati-
onsstruktur der SPD als Arbeitskreis (AK)
oder als Arbeitsgemeinschaft (AG)  verbes-
sert werden kann, um die politische Durch-
setzung unserer Ziele z.B. durch Stimm-
und Antragsrechte zu erleichtern.

Um die Anliegen von Selbst Aktiv besser
umsetzen zu können, sollen einzelne Ent-
scheidungen nicht nur von Selbst Aktiv auf
Bundes- und Landesebene diskutiert wer-
den, sondern vielmehr direkt in die Orts-
vereine getragen und dort eingebracht
werden, um so eine breitere Wirkung zu
entfalten. Mit der Vereinbarung, regionale
Treffen künftig häufiger stattfinden zu las-
sen sowie die Vorfeldorganisation solcher
Treffen zu verbessern, um künftig noch
mehr Mitstreiter zu gewinnen, endete die-
se interessante Veranstaltung im Willy-
Brandt-Haus.

Daniel Monazahian, Sprecher der Re-
gionalgruppe Berlin ❏

Fraktion intern

Die Stadtteiltage gehen weiter. Die Ver-
anstaltungsreihe „Berliner Stadtteiltage“
der SPD-Fraktion des Berliner Abgeordne-
tenhauses ist nach Friedenau und Köpe-
nick in Neukölln und Schöneberg zu Gast.
Die Abgeordnete Renate Harant hatte am
17. Mai nach Köpenick eingeladen. Sie be-
suchte unter anderem mit Bildungssenator
Jürgen Zöllner die Merian-Schule. Auf dem
Programm standen auch ein Gespräch mit
Bürgervereinen, Anwohnern und der Wer-
begemeinschaft im Seebad Friedrichsha-
gen sowie eine Führung durch das Strand-
bad Rahnsdorf, das an dem Tag 80. Ju-
biläum feierte. Anlässlich des 100-jährigen
Bestehens der Waldkapelle in Hessenwin-
kel traf sich Renate Harant mit dem Freun-
deskreis Waldkapelle.

Am 27. Mai findet der Stadtteiltag des
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden
Fritz Felgentreu in Neukölln statt. Er wird
die Kurt-Löwenstein-Oberschule besuchen.
Bürgerinnen und Bürger können beim Spa-
ziergang über das Tempelhofer Feld dabei
sein und bei einer Diskussion über das The-
ma Jugendkriminalität mit Richterin Ker-
stin Heisig und Polizeiabschnittleiter Stef-
fen Dopichay. Am Abend steht ein Ge-
spräch über Integration und Integrations-
barrieren im Cafe Selig auf dem Programm.

Am 2. Juni lädt der Abgeordnete Lars
Oberg zum Schöneberger Stadtteiltag ein,
am 9. Juni organisiert Jutta Leder in Mitte
zahlreiche Veranstaltungen und Begeg-
nungen, am 14. Juni folgt der Stadtteiltag
von Felicitas Tesch in Charlottenburg-Wil-
mersdorf.

Alle Informationen zu Terminen und
Programmabläufen der Berliner Stadtteil-
tage sind im Internet unter www.spdfrak-
tion-berlin.de zu finden oder können bei
Rowena Paeche unter der Telefonnummer
23 25 22 34 erfragt werden.

Tag der offenen Tür. Das Berliner Abge-
ordnetenhaus bietet zum diesjährigen Tag
der offenen Tür am 29. Mai von 11.00 bis
18.00 Uhr viele interessante Einblicke. Die
Besucherinnen und Besucher können an
Führungen teilnehmen und erleben, wie
Politik gemacht wird. So gibt es im Plenar-
saal um 12.00 Uhr eine Gesprächsrunde
mit den Vorsitzenden aller Fraktionen zu
aktuellen Themen.

Um 14.00 Uhr tagt der Petitionsaus-
schuss öffentlich. In der Wandelhalle stel-
len sich die Fraktionen vor. Am Stand der
SPD-Fraktion können Bürgerinnen und
Bürger Abgeordnete treffen und sich über
unsere Arbeit informieren. Außerdem gibt
es ein Gewinnspiel. Im Außenbereich des
Abgeordnetenhauses ist eine Bühne aufge-
baut und ein Mitmach-Bereich für Kinder
und Jugendliche. cs ❏
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Rücktritt im Juni
Franziska Drohsel legt Juso-Vorsitz auf dem Bundeskongress nieder

Die BERLINER STIMME informiert
über die Ergebnisse der Parteiwahlen,
die uns mitgeteilt werden.

■ Arbeitsgemeinschaft Migration. Die
Arbeitsgemeinschaft Migration der Berli-
ner SPD hat bei ihrer Landesvollversamm-
lung am 5. Mai 2010 den Vorstand neu ge-
wählt. Die bisherige Vorsitzende der AG
Migration, Ülker Radziwill, Mitglied des Ab-
geordnetenhauses, wurde erneut im Amt
bestätigt. Ebenfalls im Amt bestätigt wur-
de Ahmet Iyidirli als stellvertretender Vor-
sitzender. Neu gewählt in das Amt der
stellvertretenden Vorsitzenden ist Ulrika
Zabel, neuer Schriftführer Mario Helwig.

BS  ❏

PPaarrtteeiiwwaahhlleenn::

AArrbbeeiittssggeemmeeiinnsscchhaafftteenn::

Zwei Neue an der Spitze
Kreisvorstandswahlen sind abgeschlossen 

band sei aber „in einem guten Zustand, so
dass ich diese Entscheidung auch politisch
verantworten kann“, schrieb sie in ihrer Er-
klärung. „Wir haben in den letzten Jahren
unser inhaltliches Profil als linker Jugend-
verband geschärft, unter anderem mit der
Debatte über ,63 Thesen - Für eine Linke der
Zukunft’. Wir haben uns in die Diskussion
um die Ausrichtung der SPD eingebracht,
insbesondere mit dem Einsatz gegen die
Bahnprivatisierung und für die Vermö-
genssteuer. Wir haben unser außerparla-
mentarisches Engagement intensiviert,
zum Beispiel mit unserer Beteiligung an
antifaschistischen Aktionen.“               BS  ❏

Die Neuwahlen der Kreisvorstände
sind abgeschlossen. Nur in zwei Krei-
sen hat es Veränderungen an der Spitze
gegeben.

Zur turnusgemäßen Neuwahl des Kreis-
vorstandes der SPD Treptow-Köpenick ist
Klaus Ulbricht nicht erneut als Kreisvorsit-
zender angetreten. Auf der Wahlversamm-
lung wurde das langjährige politische En-
gagement Klaus Ulbrichts noch einmal ge-
würdigt. Zum neuen Vorsitzenden der SPD
Treptow-Köpenick wurde der Fraktionsvor-
sitzende in der BVV, Oliver Igel, gewählt.
Die stellvertretenden Kreisvorsitzenden,
die Mitglieder des Abgeordnetenhauses
Renate Harant, Ellen Haußdörfer und Andy
Jauch, wurden im Amt bestätigt. Neuer
Kreiskassierer ist Ralf Thies, neuer Schrift-
führer André Rostalski.

Die Kreisdelegiertenversammlung der
Reinickendorfer SPD hat am 8. Mai einen
neuen Vorstand gewählt. Neuer Kreisvor-
sitzender ist Jörg Stroedter. Er löst Peter
Senftleben ab, der nicht wieder kandidier-
te. Jutta Küster und Gerald Walk sind seine
Stellvertreter, Andreas Höhne wurde als
Kreiskassierer bestätigt und Bettina König,
wurde zur neuen Schriftführerin gewählt.

Die Kreisdelegiertenversammlung der
SPD Steglitz Zehlendorf hat  30.04.10 ihren
Kreisvorstand gewählt. Dabei setzte sich
der bisherige Kreisvorsitzende Michael
Arndt gegen zwei Gegenkandidaten durch.
Barbara Loth, Ruppert Stüwe, Evelyne Neu-
mann wurden als  Stellvertreter(innen),
Jan Kellermann als Kassierer und Ina Czy-
borra als Schriftführerin wiedergewählt.

Kreisvorsitzende der SPD Tempelhof-
Schöneberg bleibt Dilek Kolat. Sie erhielt
auf der Wahl-KDV 94 Ja-Stimmen

(nein=26, enth.=7). Stellvertretende Kreis-
vorsitzende sind Angelika Schöttler, Frank
Zimmermann und Ingo Siebert. Zum Nach-
folger des langjährigen Kassierers Hans
Nickel wurde Axel Seltz gewählt. Schrift-
führerin bleibt Melanie Kühnemann. BS  ❏

Reinickendorf: der neue Kreisvorstand.   
Foto: König

Ergebnisse (6)

Auf dem Juso-Bundeskongress vom
18. bis 20. Juni in Essen  legt Franziska
Drohsel ihr Amt als Juso-Bundesvorsit-
zende nieder. Diese Entscheidung sei
„ausschließlich persönlicher und nicht
politischer Natur“, betonte sie in einer
Erklärung. Sie will sich auf ihre näch-
ste Prüfung, das zweite juristische
Staatsexamen, konzentrieren

„Ich habe den Juso-Bundesvorsitz nie als
Sprungbrett in die Berufspolitik gesehen,
sondern stets betont, dass ich meine Aus-
bildung beenden möchte“, so Franziska
Drohsel. Die Entscheidung zum Rücktritt
sei ihr sehr schwer gefallen. Der Juso-Ver-

Nach Abstimmung mit dem Landes-
vorstand sind die Vorstände des Fach-
ausschusses Wirtschaft und des Fach-
ausschusses Medien übereingekom-
men, die beiden Fachausschüsse zu-
sammenzuführen.

Das Thema Medien wird künftig ein
wichtiges Arbeitsprogramm des FA Wirt-
schaft. Diese Umorganisation war nötig,
um die Arbeitsfähigkeit  und die Vernet-
zung in diesem Themenfeld zu verbessern.
Die Mitglieder des - ehemaligen - FA Medi-
en sind herzlich eingeladen, künftig am FA
Wirtschaft teilzunehmen und dort die Ar-
beitsgruppe „Kreativwirtschaft/ Medien“
zu verstärken. BS ❏

Fachausschüsse
fusionieren

„Berliner Mitte“ lädt
Bischof Dröge ein

Wie funktionieren eigentlich Partei-
en? Davon sollen sich Jugendliche
selbst ein Bild machen können, findet
die Projektgruppe Mitgliederentwick-
lung beim SPD-Landesvorstand. Des-
halb soll das bereits in Treptow-Köpe-
nick erfolgreich durchgeführte Projekt
U 25 jetzt auch in anderen Kreisen an-
geboten werden.

Angesprochen werden sollen Jugendli-
che zwischen 14 und 25 Jahren, die bereit
sind, zwei- bis dreimal im Monat an Veran-
staltungen mitzumachen und sich in sozia-
len Netzwerken im Internet zu engagieren.
Projektteams in den Kreisen organsieren
ein Programm, das Einblicke in die Arbeit
auf Abteilungs- und Kreisebene ermög-
licht, die Jugendlichen können mit Bezirks-
verordneten und Abgeordneten zusam-
mentreffen. „Einblicke können Vorurteile
abbauen, Hemmschwellen nehmen und
positive Erfahrungen beim Engagement in
der SPD ermöglichen“, so die Projektgrup-
pe. Derzeit werden in den Kreisen Projekt-
verantwortliche benannt. BS ❏

Projekt U 25
startet

Neben Gewerkschaften waren es in der
Vergangenheit vor allem die Kirchen, mit
denen die SPD eine große gemeinsame
Menge gesellschaftspolitischer Ziele teilte.
Die „Berliner Mitte“ lädt daher am Montag,
dem 31. Mai 2010, um 19 Uhr zum Gespräch
mit dem Bischof der Evangelischen Kirche
Berlin, Brandenburg und der schlesischen
Oberlausitz, Dr. Markus Dröge im Berliner
Abgeordnetenhaus, Raum 376. Moderieren
werden die Veranstaltung die Vizepräsi-
dentin des Abgeordnetenhauses Karin Sei-
del-Kalmutzki sowie Torsten Hilse. BS ❏
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Swen Schulz.                                                   Foto: BS

Weniger Gold aus Wasser
Hans Willi Weinzen: Ein Vorschlag zur Änderung des Teilprivatisierungsgesetzes

Die Berlinerinnen und Berliner zah-
len hohe Preise für Wasser und Abwas-
ser. Die privaten Miteigentümer erhal-
ten hohe Renditen. Ein Grund ist die
geltende gesetzliche Regelung zur Ver-
zinsung. Das Berliner Gesetz ist im In-
teresse der Berliner Verbraucherinnen
und Verbraucher umgehend zu präzi-
sieren.

Der Senat sollte umgehend eine Geset-
zesnovelle ins Abgeordnetenhaus einbrin-

gen, mit der in § 3 Absatz 4 des Gesetzes zur
Teilprivatisierung der Berliner Wasserbe-
triebe in der Fassung vom 11. Dezember
2003 hinter Satz 2 folgender Satz neu ein-
gefügt wird: ‚Konservative Anlagen sind
Anlagen, die allenfalls ein leichtes Ausfall-
risiko aufweisen (Prime oder High Grade).' „

Dies sind künftig nur noch von AAA bis
AA eingestufte Anlagen. AA bedeutet High
Grade und wird als sichere Anlage erläu-
tert, für die kaum ein Ausfallrisiko besteht.

Irlands Staatsanleihen waren am 25. April
mit AA bewertet, hatten einen Zinssatz
von 4,600 %  und brachten eine Rendite
von 4,04 %, also halb so viel Rendite wie
Griechenlandanleihen und immerhin noch
doppelt soviel wie Bundesanleihen.

Die Wasserbetriebe sind nicht Griechen-
land. Trotzdem erhalten die privaten Inve-
storen einen Griechenlandzinssatz. Sicher
wie eine Bundesanleihe, aber fast so hoch

DDaasseeiinnssvvoorrssoorrggee::  

Kleine Nachbesserungen reichen nicht
Swen Schulz über den Bologna-Prozess: Von verpassten Chancen und Ewiggestrigen  

BBiilldduunngg::  

Fortsetzung Seite 10

Im März haben die nunmehr 47 Bolo-
gna-Staaten das 10-jährige Jubiläum
des Bologna-Prozesses gefeiert. Von
Feierstimmung kann an den Hoch-
schulen aber keine Rede sein. Mit der
Einführung des Bachelor/Mastersy-
stems wurden die Anforderungen und
Studienbedingungen deutlich ver-
schärft. Ein überfordernder Leistungs-
druck hat sich in den Bachelor-Studi-
engängen breit gemacht. Von Mobi-
litätsverbesserung kann ebenfalls kei-
ne Rede sein.

Heute ist es schwieriger geworden, allei-
ne im innerdeutschen Raum die Hochschu-
le zu wechseln - geschweige denn im eu-
ropäischen. Auch der Zugang zum Master-
studium wird restriktiver gehandhabt und
baut so eine weitere Bildungshürde auf.
Was den Studierenden bleibt, ist ein ver-
schultes Studium, größtenteils ohne Kom-
petenzorientierung und ohne Freiraum für
eigene Entfaltung und kritische Wissen-
schaft.

Tatenlose
Bildungsministerin

Die Bildungsministerin Anette Schavan
schaut dabei tatenlos zu. Zwar spricht sie
nicht mehr wie zu Beginn der Studieren-
denproteste von „Ewiggestrigen“. Ihre Rhe-
torik hat sich geändert. Doch substantiell
ist bei den Studierenden nichts von einer
politischen Neuausrichtung zu spüren.

Mit ihrer dritten Säule im Hochschulpakt
- dem angekündigten Qualitätspakt Lehre -
möchte Schavan ein mediales Feuerwerk
zünden. Mit versprochenen zwei Milliar-
den Euro soll die Lehre verbessert werden.
Die Zahl ist trügerisch groß, denn der Be-
trag bezieht sich auf zehn Jahre und eine

Zusicherung des Länderanteils ist noch im-
mer nicht gewährleistet.

Für den Pakt bietet sie allerdings erstens
nur einen Teil des vom Wissenschaftsrat
bezifferten Bedarfs von rund 1,3 Milliarden
Euro im Jahr. Zweitens will sie das Geld
wieder nur über einen Hochschul-Wettbe-
werb verteilen, den die Hochschulen und
Studierenden derzeit am wenigsten ge-
brauchen können. Damit lassen sich eben
keine dauerhaften, planungssicheren Lehr-
verbesserungen für alle Studierenden fi-
nanzieren, sehr wohl aber bereits überbela-
stete Hochschulverwaltungen länger be-
schäftigen.

Wir als SPD-Fraktion haben da einen an-
deren Ansatz. Für uns reichen kleine Nach-
besserungen nicht aus. Deshalb haben wir
einen 11-Punkte Plan für Gute Lehre, der an
den zentralen Stellschrauben ansetzt: Im
Mittelpunkt steht eine gemeinsame Perso-
naloffensive mit zusätzlichem Lehrperso-
nal. Wir wollen die Hochschulzulassung
gerade auch für beruflich Qualifizierte er-
leichtern, die soziale Infrastruktur verbes-
sern und das BAföG stärker als von

schwarz-gelb geplant ausbauen. Zudem ist
die Frage des Zugangs zum Master offen. Es
ist nicht geklärt, dass wirklich jeder Absol-
vent eines Bachelor-Studiums die Möglich-
keit hat, anschließend auch mit dem Ma-
ster weiterzumachen. Aus meiner Sicht
muss ein Rechtsanspruch auf einen Ma-
ster-Studienplatz für alle nach dem Bache-
lor sichergestellt werden, umso den Studie-
renden eine tatsächliche Entscheidungs-
freiheit zwischen Berufseinstieg und wei-
terem Studium zu überlassen.

Studierende wurden
nicht beteiligt

Diese und weitere Themen diskutierte
Frau Schavan auch auf ihrer Bologna-Kon-
ferenz am 17. Mai. Das Ergebnis ist enttäu-
schend: ein neues Bologna-Kommuniqué,
das nicht einmal das Papier wert ist, auf
dem es geschrieben wurde. Der Umgang
mit den Studierenden gibt sein Übriges. Sie
beschweren sich berechtigterweise, nicht
in ausreichendem Maße beteiligt worden
zu sein und sich in den Inhalten der Konfe-
renz nicht wiederzufinden.

Schavan hat eine großartige Chance ver-
tan. Sie sollte aufhören, schöne Reden zu
schwingen, stattdessen den Studienpakt
endlich auf den Weg bringen und mit den
notwendigen finanziellen Mitteln ausstat-
ten, um die Qualität der Lehre zu verbes-
sern.

Statt weiterer Feiern und Gipfel müssen
jetzt politische Entscheidungen getroffen
werden, um die Versprechungen einzuhal-
ten, die man den protestierenden Studie-
renden in den vergangenen Monaten ge-
geben hat. Ehrlich, und ohne politisches
Kalkül. Sonst bleibt am Ende Schavan die
„Ewiggestrige“. Swen Schulz ❏
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verzinst wie ein junkbond, das darf nicht
länger sein.

Änderung mit grosser
Wirkung

Die vorgeschlagene kleine Änderung hat
eine große Wirkung. Um zu verstehen, wie
die privaten Miteigentümer der Berliner
Wasserbetriebe sich ihre besonders hohen
Zinsen für ihr risikofrei investiertes Kapital
sichern, gilt es zunächst, sich zu erinnern.

Das Gesetz zur Teilprivatisierung der Ber-
liner Wasserbetriebe vom 17. Mai 1999 sah
in § 3 Absatz 4 vor, dass den Investoren wie
auch Berlin ein Zuschlag von zwei Prozent-
punkten auf die durchschnittliche Rendite
deutscher Bundesanleihen garantiert wird
(GVBl. S.184). Die schöne Einzelbegründung
dieser Regelung lautete: „Hierdurch wird
eine angemessene, transparente Verzin-
sung des betriebsnotwendigen Kapitals si-
chergestellt, die den BWB sowie potentiel-
len Investoren Planungssicherheit gibt und
die Frage der Eigenkapitalverzinsung dem
‚Tagesgeschäft' entzieht. Die Verknüpfung
mit der durchschnittlichen Rendite von
Bundesanleihen als Basis der Verzinsung
gewährleistet dabei eine Anpassung an die
jeweiligen Zinsverhältnisse des Marktes …“
(Abg.haus-Drs. Nr. 13/3367 S. 79) Mit dem
Urteil des Berliner Landesverfassungsge-
richts vom 21. Oktober 1999 (GVBl. S. 576)
wurden die investorenfreundliche Rege-
lung für verfassungswidrig befunden und
für nichtig erklärt.

Der Senat brachte daraufhin eine Novelle
zum Berliner Betriebegesetz § 3 Absatz 4
ein, mit welcher der Zuschlag von 2 % ge-
strichen werden sollte (Abg.haus-Drs. Nr.
15/2054 S. 3). Der Ausschuß für Wirtschaft,
Betriebe und Technologie wollte dann mit
seiner Dringlichen Beschlußempfehlung
vom 08. Dezember 2003 etwas neu einge-
fügt sehen: „…unter Zugrundelegung lang-
fristigerer, mindestens zehnjähriger
Durchschnittsrenditen konservativer Anla-
gen am Kapitalmarkt …“ (Abg.haus-Drs. Nr.
15/2352 S. 2) Der Hauptausschuss schuf
dann in seiner Dringlichen Beschlußemp-
fehlung zwei Tage später den endgültigen
Wortlaut.

Seit dem Gesetz zur Änderung des Geset-
zes zur Teilprivatisierung der Berliner Was-
serbetriebe heißt es: „(4) Die angemessene
kalkulatorische Verzinsung entspricht
mindestens der durchschnittlichen Rendi-
te zehnjähriger deutscher Bundesanleihen
in einem Zeitraum von 20 Jahren, die der
jeweiligen Kalkulationsperiode vorausge-
hen. Der Zinssatz wird jährlich durch
Rechtsverordnung des Senats unter Zu-
grundelegung der Durchschnittsrendite
konservativer Vermögensanlagen in einem
langfristigen, mindestens zehnjährigen,
der Kalkulationsperiode vorausgehenden

Zeitraum nach § 5 Nr. 2 festgelegt. Für die
Kalkulationsperiode 2004 beträgt der Zins-
satz mindestens 6 Prozent.“  (GVBl. S. 591) 

Mit dieser Regelung ist das Gesetz regel-
recht verschlimmbessert worden. Dies zei-
gen die Zinssätze der folgenden Jahre: Im
Jahre 2005 waren es dann 6,5 %, 2006 dann
6,9 %, 2007 7,3 %, 2008 dann 7,77 %, 2009
dann 7,69 % und derzeit sind es für 2010
vorläufig 7,58 %.

Griechenland erhält derzeit 5,9 % Zins
und verzeichnet eine Rendite von 7,74 % für
seine Staatsanleihen. Griechische Staats-
anleihen sind inzwischen weltweit als ris-
kant erkannt. Bei der Zinsberechnung für
Berlins Wasserbetriebe aber gelten selbst
solch riskante Anlagen als konservative
Geldanlagen.

Politisch entscheiden

Spätestens seit der jüngsten Finanzkrise
seit 2008 kann der unbestimmte Rechtsbe-
griff der konservativen Vermögensanlage
in § 3 Absatz 4 des Gesetzes zur Teilprivati-
sierung der Berliner Wasserbetriebe in der
Fassung vom 11. Dezember 2003 nicht ein-
fach weiter mit Anlagen knapp über junk-
bond-Niveau gefüllt werden. Hier ist eine
politische Entscheidung angeraten.

Was ist eigentlich eine konservative An-
lage ? Conservare ist ein lateinisches Wort
und heißt eigentlich bewahren, erhalten,
beibehalten, aufrecht erhalten, retten (vgl.
Der kleine Stowasser. Lateinisch-Deutsches
Schulwörterbuch. Bearbeitet von Dr. Mich-
ael Petschenig, München 1967, S. 130). Dies
ist das Gegenteil von riskieren, aufs Spiel
setzen, gefährden.

Was sind konservative
Anlagen?

Die Ratingagenturen haben es allerdings
in Vorbereitung der laufenden Finanzkrise
fertiggebracht, den Begriff konservativ so
umzuinterpretieren, daß auch riskante An-
lagen zeitweilig als konservativ galten.

Das ging und geht so: Zuerst wird über-
legt, wie riskant eine Anlage ist. Bundesan-
leihen gelten beispielsweise als ganz we-
nig riskant, trotz dreier Währungsrefor-
men in Deutschland allein im letzten Jahr-
hundert. Ihr Ausfallrisiko - Anlage geht ver-
loren - wird mit fast Null angegeben. Auf
Englisch heißt das dann Prime und in
Buchstaben Triple A.

Die Bundesanleihen von 2004 hatten
beispielsweise laut Berliner Morgenpost
vom 25. April 2010 ein Rating von AAA und
brachten einen Zinssatz von 4,250 % und
eine Rendite von immerhin 1,84 %. Grie-
chenlandanleihen hatten am gleichen Tag
ein Rating von BBB+ und brachten einen
Zinssatz von 5,900 %  und eine Rendite von
stolzen 7,74 %. Das war deutlich mehr als
Bundesanleihen. Präzise: Griechenlandan-

leihen warfen fast sechs Prozentpunkte
mehr Rendite ab als Bundesanleihen.

Dieser Risikoaufschlag bildet neben ei-
ner Spekulation auch das Risiko ab, daß die
Anleger ihr Geld ganz oder teilweise verlie-
ren, wenn Griechenland Pleite geht, um-
schulden muß, o.ä.m.. BBB+ heißt auf Eng-
lisch Lower Medium grade und wird als
Anlage erläutert, die durchschnittlich gut
sei, aber bei Verschlechterung der Gesamt-
wirtschaft mit Problemen rechnen müsse.
Diese verbale Darstellung gilt auch für BBB
und sogar für BBB-. Alles von AAA bis BBB-
heißt auch Investment grade. Investment
grade wird mit konservativ einfach gleich-
gesetzt.

Direkt unter BBB- beginnt etwas, was auf
Englisch höflich Non Investment grade
speculative heißt und als spekulative Anla-
ge erläutert wird, bei der im Falle einer Ver-
schlechterung der Lage mit Ausfällen zu
rechnen ist.

Spekulativ ist plötzlich 
auch konservativ

Eine marktgläubige Bundesregierung
hat vor der aktuellen Finanzkrise dafür ge-
sorgt, daß nach dem Kreditleitfaden der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen
in Verbindung mit § 54 des Versicherungs-
anlagegesetzes und den §§ 1,2 der Anlage-
verordnung alles bis BBB- als konservative
Geldanlage gilt. Als konservativ gelten so-
gar prozentuale Beimischungen von spe-
kulativen Anlagen. Spekulativ ist dann an-
geblich auch konservativ.

Was manchem bis tief in die aktuelle
Spekulationsblase mit weltweiter Finanz-
krise noch als konservativ galt, hat sich als
vernichtend riskant erwiesen. Kleiner er-
gänzender Hinweis: Lehmann Brothers
wurde beispielsweise von der Ratingagen-
tur Standard & Poors (S&P) kurz vor seiner
katastrophalen Insolvenz mit A langfristig
geratet, das war vier Stufen besser als BBB-.

Begriffsverdrehung beenden

Diese rabulistischen Begriffsverdrehun-
gen sind auch in der gegenwärtigen Fi-
nanzkrise von der schwarz-gelben Bundes-
regierung immer noch nicht geändert wor-
den. Auch der Finanzmarkt zockt unbeirrt
so weiter. Diese Begriffsverdrehung darf
Berlin nicht länger zum Schaden der Berli-
nerinnen und Berliner mitmachen.

Daher wird an die Stelle fragwürdiger
Auslegungen des Gesetzes im Berliner Ge-
setz selbst klargestellt, was Berlin künftig
unter konservativer Geldanlage im Einzel-
fall der Zinsberechnung bei den Wasserbe-
trieben versteht. Dr. Hans Willi Weinzen

Dr. Hans Willi Weinzen, letzte Buch-
veröffentlichung: Berlin in der Finanz-
krise - Bilanz einer Sanierungsstrate-
gie, Berlin 2007, ISBN 978-3-8305-1445-9

Fortsetzung von Seite 9
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Im Mai 2004 wurde die GSW, ehemals
Gemeinnützige Siedlungs- und Woh-
nungsbaugesellschaft, vom Land Ber-
lin für 401 Mio. Euro an die US-ameri-
kanischen Finanzinvestoren Goldman-
Sachs-Whitehall und Cerberus ver-
kauft. Der Kaufpreis stellte in der
zurückliegenden Wahlperiode einen
wesentlichen Beitrag zur Konsolidie-
rung des Berliner Haushalts dar, zu der
solche Vermögensveräußerungen
zwingend erforderlich waren. Zum
Zeitpunkt des Verkaufs verwaltete die
GSW rund 75.000 Wohnungen, davon
etwa 53.000 eigene, mit ungefähr
130.000 Mietern. Die Finanzinvestoren
übernahmen auch Verbindlichkeiten
der GSW von über 1,5 Mrd. Euro, die in-
zwischen durch Wohnungsverkäufe
teilweise abgebaut worden sind.

Im Januar 2010 beantragten die Gesell-
schafter beim Senat von Berlin die Zustim-
mung zum vollständigen Börsengang der
GSW. Dieser war seit 2008 bereits für 50%
der Gesellschaftsanteile möglich und sollte
für die restlichen 50% von 2014 auf 2010
vorgezogen werden. Die Gesellschafter er-
warteten dem Vernehmen nach vom Ver-
kauf der Hälfte der Gesellschaftsanteile an
der Börse zum jetzigen Zeitpunkt eine Ein-
nahme von bis zu 500 Mio. Euro.

Der Senat stimmte dem Börsengang der
GSW im März 2010 zu, verlangte aber we-
gen der grundsätzlichen politischen und
wirtschaftlichen Bedeutung auch die
rechtlich gar nicht notwendige Zustim-
mung des Abgeordnetenhauses. In einer
Sondersitzung im April 2010 stimmten die
Fraktionen von SPD, Linke und FDP der Be-
schlussvorlage des Senats zu, die Fraktio-
nen von CDU und Grüne lehnten sie ab. Al-
lerdings lehnen CDU und Grüne hinter ver-
schlossenen Türen einen Börsengang der
GSW auch nicht grundsätzlich ab.

Mieterrechte bleiben 
erhalten

Ich halte die Entscheidung von Senat
und Koalition, einen Börsengang der GSW
zum jetzigen Zeitpunkt zu unterstützen,
aus mehreren Gründen für richtig. Die Mie-
terrechte, die die Mieter vor Eigenbedarfs-
kündigungen und Luxusmodernisierun-
gen schützen, bleiben auch beim vorgezo-
genen Börsengang - wie bisher - bis 2014
erhalten. Mit mindestens 100 Mio. Euro des
Verkaufserlöses wird das Eigenkapital der

Die Zustimmung zum
Börsengang der GSW
- eine richtige
Entscheidung

GSW-Debatte
Der Beitrag von Ulrike Sommer und
Raed Saleh zum geplanten - wenn
auch inzwischen verschobenen - Bör-
sengang der GSW in der BERLINER
STIMME vom 30. April hat aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln Wider-
spruch ausgelöst.

GSW verstärkt. Die Einnahmen werden
auch zur teilweisen Rückzahlung eines Kre-
dits und zur Begleichung von Steuerver-
bindlichkeiten verwandt. Insgesamt stär-
ken diese Maßnahmen die wirtschaftliche
Substanz des Unternehmens, das seinen
Firmensitz in Berlin behalten wird und ge-
ben ihm Flexibilität bei der Finanzierung
des angestrebten Wachstums. Das liegt so-
wohl im Interesse der Mieter der GSW als
auch im Interesse Berlins. Darüber hinaus
erhält das Land Berlin für seine Zustim-
mung zum Börsengang einen zusätzlichen
Kaufpreis von 30 Mio. Euro, der im Wesent-
lichen zur Haushaltskonsolidierung ver-
wandt werden wird.

Inzwischen wissen wir, dass die Gesell-
schafter der GSW den Börsengang verscho-
ben haben. Wegen der finanziellen Turbu-
lenzen im Zusammenhang mit der griechi-
schen Schuldenkrise, die nach einer Phase
der Erholung von der 2008er Finanzkrise
erneut zu deutlichen Verlusten am Aktien-
markt führten, mussten die Gesellschafter
der GSW ihre Einnahmeerwartungen der-
artig nach unten korrigieren, dass der Bör-
sengang für sie derzeit keinen Sinn macht.
Das Land Berlin wird dennoch die zugesag-
ten 30 Mio. Euro erhalten, und es bleibt die
Hoffnung, dass der Börsengang der GSW
nur aufgeschoben ist.

Karlheinz Nolte, MdA ❏

Klare Informationen
geben und mit den
Mietern das
Gespräch suchen

Als Mitglied einer SPD-Abteilung, zu
deren Bereich tausende von GSW-Woh-
nungen gehören, finde ich den Artikel
„Keine Spekulation mit Wohnraum“
von Ulrike Sommer und Raed Saleh we-
nig hilfreich. Er mag ja der Selbstbe-
friedigung der Autoren dienen, bringt
uns als Betroffene aber keinen Schritt
weiter, außer dass bekannte Positionen
heruntergebetet werden.

Die seinerzeit noch landeseigene GSW
hat uns Westlern in der Mieterzeitung im-
mer stolz über Sanierungen des Ost-Be-
standes informiert, wobei unsere Wohnun-
gen dem Standard der späten 50er/frühen
60er Jahre entsprachen und noch immer
entsprechen. Der Heuschreckenverkauf be-
inhaltete zumindest die Position einer Om-
budsstelle, die nach meinen Erfahrungen
hilfreich war.

Ein Einzelbörsengang wäre m.E. verhee-
rend für uns Mieter gewesen, wären doch
die Gegenparts zahlreich und die Bestands-
lage unübersichtlich.

Natürlich ist es bedauerlich, dass keine
grundsätzlichen Verabredungen, wie
transparente Modernisierungen/Instand-
setzungen vereinbart wurden, dass unklar
bleibt, ob und wie Nichtsozialmieter Zu-
schüsse beantragen können u.v.m. Hier kla-
re Informationen zu veröffentlichen und
mit den Mietern das Gespräch zu suchen,
statt über verschüttete Milch zu jammern,
brächte die Partei wesentlich weiter.

Heike Liessfeld ❏

Berlin, 5. Mai 2010 - Die GSW Immobi-
lien AG („GSW“) hat entschieden, ihren
geplanten Börsengang zu verschieben.

Nach der Ankündigung der Pläne für den
Gang an die Börse haben Volatilität und
Unsicherheit an den globalen Aktienmärk-
ten stark zugenommen. Die jüngsten ma-
kroökonomischen Entwicklungen haben
ohne Bezug zur GSW zu einer signifikanten
Verschlechterung des Kapitalmarktumfel-
des geführt.

Nach der Bewertung der aktuellen Be-
dingungen an den Kapitalmärkten haben
der Vorstand der GSW und die abgebenden
Aktionäre entschieden, den geplanten Bör-
sengang zu verschieben. PM ❏

GSW-Mitteilung zur
Verschiebung des
Börsengangs
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SPÖ-Maikundgebung: Wiens Bürgermeister Häupl
und Bundeskanzler Faymann.

MMaaiiffeeiieerr::  

Mitten im „Roten Wien“ 
Berliner Sozialdemokraten beim 1. Mai in der österreichischen Hauptstadt

Zum 1. Mai ins „Rote Wien“ war das
Motto einer vom SPD-Reiserservice an-
gebotenen Fahrt vom 30. April bis 3.
Mai 2010. 160 Genossinnen und Genos-
sen aus ganz Deutschland, aus Ham-
burg und Hannover, aus Düsseldorf,
Dortmund und München, sowie allein
85 aus Berlin, nahmen teil und konn-
ten dabei viele Eindrücke und Erfah-
rungen sammeln.

Diesen von der SPÖ Wien organisierten
Maifeiertag werden die Teilnehmer, die al-
le einen Platz auf der Ehrentribüne erhiel-
ten, so schnell nicht vergessen: Aus allen 23
Wiener Bezirken marschierten nacheinan-
der Demonstrationszüge der SPÖ mit ihren
Traditionsfahnen und den Musikkapellen
auf den Rathausplatz und - jeweils herzlich
willkommen geheißen - an der Tribüne mit
Prominenz aus der Partei vorbei. Weit über
zwei Stunden dauerte der Aufmarsch, an
dem auch Züge vieler Berufsgruppen und
deren Organisationen beteiligt waren.

Ein „herzliches Willkommen“ wurde
auch den deutschen Genossinnen und Ge-
nossen, unter ihnen Walter Momper, zuteil.
Ihr Besuch in Wien - wie der kleinerer Dele-
gationen aus Russland, Belgien und Grie-
chenland - „unterstreiche den internatio-
nalen Charakter des sozialdemokratischen
Kampftages zu dessen 120. Wiederkehr“,
wie es hieß.

Starke Wiener SPÖ

Hauptredner vor den mehr als 100.000
Teilnehmern an der friedlichen, aber
kämpferischen Kundgebung unter dem
Motto „Die Arbeit hoch! 120 Jahre 1. Mai“
waren Wiens SPÖ-Vorsitzender und Bür-
germeister Michael Häupl, Vizebürgermei-
sterin und Vorsitzende der Wiener SPÖ-
Frauen Renate Brauner, Bundeskanzler
Werner Faymann und der Präsident des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes
Erich Foglar.

Eine zentrale Aussage war die Unter-
streichung der sozialdemokratischen Wer-
te „Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und
Solidarität“ und dass die SPÖ sich dafür
stark machen werde, die Verursacher der
gegenwärtigen Finanz- und Wirtschafts-
krise für deren Folgen zahlen zu lassen und
nicht diejenigen, die darunter litten.

Zum Abschluss erklangen, gemeinsam
gesungen von vielen anwesenden Chören
und den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern das „Lied der Arbeit“ und alle drei
Strophen der „Internationale“. Die Kundge-
bung war ein eindrucksvolles Zeichen der
Stärke der SPÖ Wien. Anschließend ging es

in den Prater, in dem die SPÖ ein großes
Maifest organisiert hatte.

10.000 beim Fackelzug der
Jungsozialisten

Schon am Vorabend fand der traditionel-
le Fackelzug der Jungsozialisten statt, an
dem rund 10.000 junge Menschen teilnah-
men. Sie wandten sich in diesem Jahr ge-
gen den mit rechtsextremistischen Parolen
auf Stimmenfang gehenden FPÖ-Vorsit-
zenden Strache. Solch ein Fackelzug ist
auch Ausdruck einer ungebrochenen Tra-
dition in der Geschichte der SPÖ, die uns
deutschen Sozialdemokraten durch die an-
ders verlaufene Geschichte unseres Landes
fehlt.

Am 2. Mai gab es die Gelegenheit zu ei-
ner Stadtrundfahrt durch das „Rote Wien“,
beginnend mit einem Besuch in dem 1902
eröffneten „Arbeiterheim Favoriten“, das
nach wie vor von der örtlichen SPÖ, aber
auch in Teilen von einem Hotelbetrieb ge-
nutzt wird. Weiter ging es vorbei an unzäh-
ligen Wohnblöcken, die seit der Gründung
der Republik von der Stadt errichtet wur-
den, zum wohl berühmtesten von ihnen,
dem „Karl-Marx-Block“. Wir staunten darü-

ber, dass 25 % aller Wohnungen der Stadt
Wien gehörten, 25 % Genossenschaftswoh-
nungen und 25 % private Miethäuser seien
und 25 % Wohneigentum. Und dass Wien -
mit der Ausnahme der Zeit des Faschismus
- durchgehend einen sozialdemokratischen
Bürgermeister an der Spitze der Stadtregie-
rung hatte.

Zum Programm gehörten ein Besuch im
Wiener Rathaus mit Empfang durch Bür-
germeister Michael Häupl sowie eine
Führung durch das Parlamentsgebäude
mit anschließendem Gespräch in den Räu-
men der SPÖ-Nationalratsfraktion mit
„Klubobmann“ Josef Cap und Altbundes-
kanzler Franz Vranitzky, unter dessen Re-
gierung Österreich 1995 der EU (damals
noch EG) beitrat.

Stärkung der gemeinsamen
Ziele und Ideen

Wer wollte, konnte an einem geselligen
Abendessen im Traditionslokal „Piaristen-
keller“ mit Vizebürgermeister Michael Lud-
wig teilnehmen oder auch noch einen Tag
dranhängen und entweder auf eigene
Faust Wien, seine Sehenswürdigkeiten und
kulturellen Schätze erkunden oder Fahrten
zum Schloss Schönbrunn, ins Burgenland
und in die nahegelegene slowakische
Hauptstadt Bratislava mitmachen.

Die Fahrt diente nicht zuletzt durch das
Kennenlernen und Beisammensein über
Organisationsgrenzen hinweg einer Stär-
kung der gemeinsamen Ideen und Ziele
durch den Kontakt zwischen Mitgliedern
unserer befreundeten Parteien. Ein beson-
derer Dank gilt der perfekten Begleitorga-
nisation durch die Wiener SPÖ-Bildung.
Nächstes Jahr soll es wieder die Gelegen-
heit zu einem gemeinsamen Maifest, dem
dann 121., in Wien geben: „Freundschaft!“

Holger Hübner ❏

Holger Hübner (2.v.l.) und Walter Momper vor
dem Wiener Rathaus.

SPÖ-Maikundgebung in Wien: Tausende nahmen
teil.                                              Fotos: Lothar Duclos



22. Mai 2010 Geschichte Berliner Stimme - Seite 13

War es jahrzehntelang in Deutsch-
land nicht so, dass in beiden deutschen
Staaten des Widerstandes höchst ein-
seitig gedacht wurde? Ehrte man in der
DDR nicht vor allem die KPD als angeb-
lich allein konsequente Vertreterin der
Arbeiterbewegung, während in der
Bundesrepublik sich das Gedenken
(nicht minder selektiv) auf den bürger-
lich-militärischen Widerstand und das
Wirken von Kirchenvertreter konzen-
trierte?

Als ich Mitte der 90er Jahre für die
Schriftenreihe der Gedenkstätte Deutscher
Widerstand den sogenannten roten Berli-
ner Osten - darunter verstand man bis 1933
die beiden linken Arbeiterbezirke Frie-
drichshain und Lichtenberg - in den Blick
nahm, stellte ich zu meiner eigenen Über-
raschung fest, dass ich auf die große Hoch-
burg der SPD der Weimarer Republik ge-
stoßen war. Nirgendwo sonst fand ich (wie
hier) so viel unentdeckten Arbeiterwider-
stand und Widerstand aus den Reihen der
Sozialdemokratie, die damals vor allem ei-
ne Partei der (gewerkschaftlich organisier-
ten) qualifizierten Facharbeiter  war. Und
gerade diese soziale Schicht hat sich - im
Gegensatz zur großen Mehrheit des Bür-
gertums und Adels sowie im Gegensatz zur
ultralinken Generallinie der KPD („Haupt-
feind SPD“) - für die Weimarer Republik mit
großer Opferkraft eingesetzt.

Nach der Zerschlagung der Arbeiterbe-
wegung (1933) verteilten frühere Funk-
tionäre illegal den „Proletarischen Presse-
dienst“, den „Vorwärts“ (gedruckt in Prag)
oder den „Roten Stoßtrupp“ und riefen
zum Sturz der Diktatur sowie zum Kampf
für die Freiheitsrechte auf. Welche andere
Partei kann auf eine solche Tradition
blicken?  Allein in Lichtenberg - einem Be-
zirk, der damals vom Boxhagener Viertel
bis nach Mahlsdorf (Stadtrandsiedlung)
reichte - zählte die SPD vor 1933 rund 7.000
Mitglieder. Und sie war die stärkste kom-
munalpolitische Kraft. Viele ihrer treuen
Anhänger standen in Opposition zum NS-
Regime; eine Minderheit wagte sogar den
Untergrundkampf, geriet in Haftanstalten
und Konzentrationslager.

Von dem führenden Vertretern der Lich-
tenberger SPD ließen zwei ihr Leben im Wi-
derstand gegen die Diktatur, beide waren
Stadträte, nämlich der Kreisvorsitzende
Fritz Thurm, der 1937 an den Folgen schwe-
rer Gestapo-Misshandlungen verstarb,
und der Bestattungsredner Willi Klüsener,
der am Kriegsende im Zuchthaus Hameln
ums Leben kam.

Beide erhielten jüngst „Stolpersteine“ vor

„Die Opfer sind unter uns“
Rainer Sandvoß erinnert an Willi Klüsener - Stolperstein gestiftet

WWiiddeerrssttaanndd::  

ihren letzten Wohnorten: Fritz Thurm (ge-
sponsert von Marion Goers) in der Kreutzi-
gerstraße 28 und Willi Klüsener (gespon-
sert von Kathrin Söhnel und Gerry Tannen)
in der Grünberger Straße 6 in Friedrichs-
hain.

Willi Klüsener (1880-1945) - 1933 auf-
grund der „Säuberungen“ des Öffentlichen
Dienstes entlassen - war als Beerdigungs-
redner schon Mitte der 30er Jahre ins Visier
der Gestapospitzel geraten, weil er wieder-
holt bei Beisetzungen verfolgter Genossen
sprach und dadurch politisch verdächtig
wurde. Er erhielt schließlich 1943 Redever-
bot für das Krematorium Baumschulenweg
- jenen Ort, wo 1936 weit über 6.000 Men-
schen und selbst im dritten Kriegsjahr 1942
noch 1.000 bis 3.000 Menschen bei der Bei-
setzung verfolgter Genossen zusammen-
kamen. Aufgeschreckt von dieser Zusam-
menballung gesinnungstreuer Sozialde-
mokraten sprach selbst die überraschte Ge-
stapo von einem „stummen Protest“ bzw.
einer „stillen Demonstration“.

Auch Klüsener nutzte (wie Franz Künst-
ler) Trauerreden zur versteckten Kritik am
Hitler-Regime und am Wahnsinn des Krie-
ges. Doch 1943 wagte er sich offensichtlich
zu weit vor, als er gegenüber Sargträgern
privatim im Krematorium Wilmersdorf
äußerte: „Deutschland müsse den Krieg
verlieren und darauf müssen wir hinarbei-
ten.“

Und er sagte auch, das Unglück Deutsch-
lands begann bereits mit der Verherrli-
chung der Kriege Friedrichs des Großen.
Klüseners o.g. Äußerungen wurden denun-
ziert; es folgte eine Anklage vor dem Berli-
ner Kammergericht und am 30. Oktober
1944 die Verurteilung zu drei Jahren Zucht-
haus wegen „Wehrkraftzersetzung“. Der
65-Jährige würde diese Haft nicht überle-
ben.

Es sei zum Schluss noch ein Nachtrag ge-
stattet, der ein bezeichnendes Licht auf
Klüseners Charakter wirft: Am 9. Septem-
ber 1998 - wenige Wochen nach Erscheinen

des GDW-Schriftenbandes über Friedrichs-
hain/Lichtenberg, in dem eine Zeitzeugin
an Klüseners Wirken und seinen Tod erin-
nert - rief mich, emotional sehr aufge-
wühlt, eine 83jährige Dame  an und berich-
tet aus eigenem Erleben über eine unver-
gessene Begegnung mit Klüsener 1943.

Sie saß damals schon mehrere Jahre we-
gen Widerstandes für die KPD im Zucht-
haus, als ihr sozialdemokratischer Vater,
der Lichtenberger Gewerkschaftler Arthur
Lipke verstarb. Als seine Tochter bekam sie
für die Beerdigung wenige Tage „Haftur-
laub“. Einen Tag vor der Trauerfeier in Ber-
lin angekommen, rief sie - aufgrund eines
Tipps eines alten SPD-Anhängers - Willi
Klüsener an und bat ihn darum, am näch-
sten Tag zu sprechen. Er willigte sofort ein,
erbat nur noch ein paar Angaben.

Die o. g. Zeitzeugin Margarete Forszpani-
ak (1915-2008) erinnert sich 1998 an die Bei-
setzung in Friedrichsfelde: „Klüsener
sprach sehr eindrucksvoll in der Feierhalle,
sagte sehr deutliche Worte der Kritik,
sprach aber auch verklausuliert, wenn er
sagte: 'Die Maurer waren immer vernünfti-
ge Kerle und wollten stets das Beste!'

Wegen Klüseners Aussagen bekam ich
direkt Angst, falls der Redner beschattet
würde. Als alles vorbei war, ging ich zu
ihm, um mich zu bedanken und sagte da-
bei: 'Da ich für den Erhalt des Friedens
gekämpft habe, kam ich ins Zuchthaus und
erhielt nur für die Beisetzung Hafturlaub!'
Daraufhin packte er mich an den Schul-
tern, zitterte und sagte: 'Das kann doch
nicht sein!' Aus Sicherheitsgründen gingen
wir dann auseinander. Als ich den Friedhof
verließ, wartete er draußen, und wir verab-
redeten uns für den Abend. Er brachte
dann ein großes Esspaket (trotz der Lebens-
mittelnot, R.S.) mit und befragte mich zu
meinen Erlebnissen. Als ich dann wieder
ins Zuchthaus zurückgekehrt war, war ich
ganz aufgewühlt von seiner Rede und An-
teilnahme!

Vor 65 Jahren, kurz vor seinem 65. Ge-
burtstag, verstarb dieser Freigeist im Haft-
Lazarett des Zuchthauses Hameln, vermut-
lich völlig entkräftet durch vorausgegange-
ne Zwangsarbeit in einem Lager bei Ber-
gen-Belsen. Kein Foto ist von ihm überlie-
fert, nichts erinnerte im Stadtbild bisher an
seinen Weg. Das meine ich mit dem Satz:
„Die Opfer sind (unerkannt) unter uns.“

Hier lebte ein mutiger Demokrat und
Humanist, der nicht erst 1943/44 in Opposi-
tion zur Diktatur stand, sondern vor und
nach 1933 für die Menschen- und Frei-
heitsrechte Aller eintrat.

Hans-Rainer Sandvoß ❏

Stolperstein-Einweihung: Der Historiker Rainer
Sandvoß erinnerte an Willi Klüsener.   Foto: GDW
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Ein Meilenstein für die Einheit 
Karin Seidel-Kalmutzki erinnert an die Wahlen vom Mai 1990 

Karin Seidel-Kalmutzki, Vizepräsi-
dentin des Berliner Abgeordnetenhaus,
hat vor dem Berliner Parlament an die
freie Wahl der Berliner Stadtverordne-
tenversammlung am 6. Mai 1990 erin-
nert. Wir dokumentieren Auszüge.

Mit der ersten freien Wahl der Stadtver-
ordnetenversammlung nach dem Ende der
SED-Herrschaft legten die Ost-Berlinerin-
nen und Ost-Berliner am 6. Mai 1990 ein
klares Bekenntnis zu Freiheit und Demo-
kratie ab. Der Termin war zur Erinnerung
an die letzte Kommunalwahl in der DDR
am 6. Mai 1989 gewählt worden. Bei dieser
letzten Einheitslistenwahl hatten mutige
Frauen und Männer durch ihre Anwesen-
heit in den Wahllokalen und durch Zählen
der Stimmen nachgewiesen, dass die
Wahlen massiv gefälscht worden waren.
Das war ein Signal zum Aufbruch in die
friedliche Revolution.

Die ersten freien Wahlen zur Stadtver-
ordnetenversammlung von Ostberlin nach
dem Ende der SED-Herrschaft waren ein

Meilenstein auf dem Weg zur Einheit unse-
rer Stadt. Die Berlinerinnen und Berliner
im Ostteil schafften bei dieser Wahl die
Voraussetzungen für die Bildung einer Ber-
liner Doppelspitze aus einem demokra-
tisch legitimierten Magistrat und dem Se-
nat, die in die Geschichte der Stadt als der
„Magi-Senat“ einging. Am 30. Mai 1990
nahm in Ost-Berlin der von der Stadtver-
ordnetenversammlung demokratisch ge-
wählte Magistrat seine Arbeit auf. In der
Folgezeit wurde die Verwaltung in den bei-
den Stadthälften angeglichen und auch die
beiden Parlamente – Abgeordnetenhaus
und Stadtverordnetenversammlung – ar-
beiteten parallel und doch zusammen.

Was die überwiegend neu gewählten
Ostberliner Stadtverordneten einzubrin-
gen hatten, erfüllte alle mit Selbstbewusst-
sein und Stolz: die Kraft und die Energie ei-
ner erfolgreichen und friedlichen Revoluti-
on. Das System der DDR war endgültig zu-
sammengebrochen. Der friedliche Protest
hatte die Stasi, die Mauer und die SED be-

siegt. Überall in der DDR wollten Bürgerin-
nen und Bürger sich nicht mehr der Dikta-
tur fügen. Sie wollten die Freiheit, die für
die westliche Welt ganz selbstverständlich
war. Sie wollten eine andere Gesellschafts-
ordnung.

Die Zusammenarbeit der Abgeordneten
im Ostteil und der im Westteil war von An-
fang an produktiv. Es war schon bei der
Wahl klar, dass die Einheit Deutschlands
und Berlins kommen würde. Die beiden
Parlamente haben sich, um die schwierige
Aufgabe des Zusammenwachsens der bei-
den Stadthälften besser bewältigen zu kön-
nen, abgestimmt und gemeinsam gehan-
delt. Der verstorbene unvergessene Ober-
bürgermeister in Ost-Berlin, Tino Antoni
Schwierzina, und die damalige Präsidentin
der Stadtverordnetenversammlung Dr.
Christine Bergmann und alle Fraktionen
waren sich in dem Ziel einig: Die errungene
Freiheit und die Demokratie sollten so
schnell wie möglich umgesetzt und die
Einheit vorbereitet werden.

Die größte Leistung der neu gewählten
Stadtverordnetenversammlung war eine
eigene sehr soziale und liberale Verfassung
für Ostberlin. PM ❏

Aus Datenschutzgründen
nicht in der
Internetversion enthalten
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T ermine

Sprechstunden

■ Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold - LV Berlin-
Brandenburg e.V. , Jugendkongress des Bünd-
nis für Demokratie und Toleranz, bis 23. Mai
jeweils von 10-17 Uhr im Berliner Congress
Center am Alexanderplatz, Anmeldung:
www.jugendkongress-berlin.de
■ Dr. Eva Högl, MdB, Eröffnung "Anti-Ge-
walt-Cup" DJK Schwarz Weiss Neukölln,
Samstag, 22. Mai, 13.00 Uhr, Buckower Damm
13, 12349 Berlin-Neukölln
■ Initiative Stolpersteine B96 e.V. und SPD
Mariendorf, „Auf den Spuren von… Frie-
drich Küter“, historischer Stadtrundgang,
Samstag, 22. Mai, 14.00 Uhr, Treffpunkt: Alt-
Mariendorf 53,
■ Freundeskreis Willy-Brandt-Haus e.V.,
Werkbetrachtung: Ausdruckssteigerung
und Formintensivierung / Torso eines Ge-
marterten von Theo Balden, Kunst im Willy-
Brandt-Haus: Im Auge des Betrachters, Sonn-
tag, 23. Mai, 13.00 Uhr, Willy-Brandt-Haus,
Stresemannstraße 28, 10963 Berlin. Bitte an-
melden unter: info@vbb-wbh.de. Eintritt nur
mit gültigem Lichtbilddokument.
■ SPD Steglitz-Zehlendorf - Abt. Dahlem,
Energie- und Stadtentwicklungspolitik in
Berlin, mit Klaus Mindrup, Mittwoch, 26. Mai,
20.00 Uhr, Friedenszentrum, Pacelliallee 61,
14195 Berlin
■ Fachausschuss Internationales / Peter Trei-
chel, MdA, Bolivien am Scheideweg, Paragu-
ay nach einem Jahr Präsidentschaft Fernan-
do Lugo. 1. Kampf um die Hegemonie in Boli-
vien: Morales und die Opposition (Ref.: Galo
Téllez Rivero, Volkswirt und Projektberater), 2.
Bolivien nach der nationalen Parlamentswahl
und den Regionalwahlen (Ref.: Juan Luis Neu-
mann, Mitglied des Vorstands des FA I), 3. Pa-
raguay nach einem Jahr Präsidentschaft Fern-
ando Lugo (Ref.: Celina Molina, Doz. für Spa-
nisch und Lateinamerik. Kulturwissenschaf-
ten), Mittwoch, 26. Mai, 18.00 Uhr, Abgeord-
netenhaus, Niederkirchnerstr. 3, 10117 Berlin
■ AGS Berlin, Jahreshauptversammlung der
AGS Berlin mit Neuwahlen, Mittwoch, 26.
Mai 2010, 19.30 Uhr, Kurt-Schumacher-Haus,
Erika-Heß-Saal, Müllerstraße 163, 13353 Berlin
■ Fachausschuss Stadt des Wissens, AG Schu-
le, und des AfB-Landesvorstandes / Felicitas
Tesch, MdA, bildungspolitische Themen,
Mittwoch, 26. Mai, 18.00 bis 20.00 Uhr, Abge-
ordnetenhaus von Berlin, Raum 304, Nieder-
kirchnerstraße, 10117 Berlin 
■ SPD Spandau, Raed Saleh lädt ein zur Ju-
gendsprechstunde, Mittwoch, 26. Mai, 19.00
Uhr, Café Charlotte, Charlottenstraße 14A,
13597 Berlin. Bitte anmelden unter: 32 51 33 12
■ Fritz Felgentreu, MdA, Neuköllner Stadt-
teiltag mit Fritz Felgentreu, Donnerstag, 27.
Mai 2010, ab 10.00 Uhr, Programm unter:
http://www.spdfraktion-berlin.de/berliner-
stadtteiltage
■ SPD 60plus, Landesdelegiertenkonferenz,

■ DDrr..  EEvvaa  HHööggll,, Wahlkreisbüro, Müllerstr.
163, 13353 Berlin. Bitte Termine erfragen und
anmelden unter Tel. 4692-125 oder
eva.hoegl@wk.bundestag.de. Nächste Termi-
ne: Dienstag, 1. Juni, 16.30 Uhr bis 18.30 Uhr,
Mittwoch, 23. Juni, 15.30 Uhr bis 17.30 Uhr
■ PPeettrraa  MMeerrkkeell,, Wahlkreisbüro, Goethe-
straße 80, 10623 Berlin. Bitte telefonisch an-
melden unter Tel. 313 88 82 oder petra.mer-
kel@wk.bundestag.de
■ MMeecchhtthhiilldd  RRaawweerrtt,,  Wahlkreisbüro, Frie-
drich-Wilhelm-Str. 86, 12099 Berlin. erreich-
bar: Mo/Mi/Fr 10.30 bis 14.00 Uhr, Di/Do 13.00
bis 18.00 Uhr, Sprechstunden nach Vereinba-
rung. Um Anmeldung wird gebeten unter:
mechthild.rawert@wk.bundestag.de oder Tel.
720 13 884. Nächster Termin: Freitag, 11.Juni
2010, von 15.00 bis 18.00 Uhr. - Betreuungs-
wahlkreis Reinickendorf, SPD-Kreisbüro Rei-
nickendorf, Waidmannsluster Damm 149,
13469 Berlin, Anmeldung: siehe oben
■ DDaaggmmaarr  RRootthh--BBeehhrreennddtt,, MdEP, Eu-
ropabüro, Brunnenstr. 167 in 10119 Berlin. Bit-
te anmelden unter Tel. 4660 7911
■ SSwweenn  SScchhuullzz,, Bürgerbüro, Bismarckstr. 61,
13585 Berlin. Bitte anmelden unter Tel. 36 75
70 90. Nächste Termine: Donnerstag, 27. Mai
2010 von 15.00 bis 18.00 Uhr, Donnerstag, 3.
Juni 2010 von 15.00 bis 18.00 Uhr
■ WWoollffggaanngg  TThhiieerrssee, Wahlkreisbüro Wolf-
gang Thierse, Hagenauer Straße 3, 10435 Ber-
lin. Bitte Termine erfragen und anmelden un-
ter Tel. 442 83 88 oder per Mail:
wolfgang.thierse@wk.bundestag.de.

Dienstag, 27. Mai, 14.00 bis 18.00 Uhr, Otto-
Suhr-Saal, Neues Stadthaus, Parochialstr. 3
Ecke Klosterstraße, 10179 Berlin
■ Schwusos Berlin / Tom Schreiber, MdA, (of-
fene) Landesvorstandssitzung, Donnerstag,
27. Mai, 19.00 Uhr, Abgeordnetenhaus von
Berlin, Raum 161, Niederkirchnerstraße 5, 10117
Berlin
■ Projektgruppe Grundeinkommen Tempel-
hof Schöneberg, Beratung über das weitere
Vorgehen nach der Übergabe des Diskussi-
onspapieres an den Kreisvorstand, Donners-
tag, 27. Mai, 19.30 Uhr, Rathaus Schöneberg,
Raum 2047, John-F.-Kennedy-Platz, 10825 Ber-
lin. Anmeldung nicht erforderlich, Kontakt
Günter Schwarz, gue.schwarz@web.de
■ SPD Spandau  und Arbeitskreis Pflege und
Gesundheit der SPD Spandau, Welche Bedeu-
tung hat Sport für die Gesellschaft? mit
Swen Schulz, MdB, Donnerstag, 27. Mai, 19.00
Uhr, SPD-Kreisbüro, Bismarckstraße 61, 13585
Berlin-Spandau 
■ SPD Mitte AfB, Wahlversammlung der AfB
Mitte. Donnerstag, 27. Mai, 19.00 Uhr, Rathaus
Tiergarten, Kleiner Ratssaal, Erdgeschoss, Ma-
thilde-Jacob-Patz 1, 10551 Berlin
■ Mechthild Rawert, MdB, Besuch des „Ver-
eins Berliner Sozialdemokraten“, gemein-
sam mit Dilek Kolat, MdA, Donnerstag, 27.
Mai, 19.30 Uhr, Türkische Gemeinde in
Deutschland, 3. Stock, Obentrautstr. 72, 10963
Berlin
■ SPD Mitte - AG Migration, Die Situation der
afrikanischen Community in Berlin, Refe-
renten: Sven Mekarides – Vorsitzender AK
Afrika SPD Berlin NordOst, Assibi Wartenberg
– Deutsch Togoischer Freundeskreis e.V., Ou-
mar Diallo – Leitung Afrika Haus Berlin, Mon-
tag, 31. Mai, 19.00 Uhr, Vereinslokal der Erenler
– Die Weisen e.V., Amsterdamer Straße 8,
13347 Berlin
■ BERLINER MITTE, Im Gespräch: Evangeli-
sche Kirche und SPD, mit dem Bischof der
Evangelischen Kirche Berlin, Brandenburg
und der schlesischen Oberlausitz, Dr. Markus
Dröge, die Vizepräsidentin des Berliner Abge-
ordnetenhauses Karin Seidel-Kalmutzki und
dem Abgeordneten Torsten Hilse, Montag, 31.
Mai, 19 Uhr, Berliner Abgeordnetenhaus,
Raum 376, Niederkirchnerstraße, 10117 Berlin
■ SPD Treptow-Köpenik, Wegen Umbau
geöffnet: die SPD 2010, mit SPD-Generalse-
kretärin Andrea Nahles, Dienstag, 1. Juni,
19.00 bis 21.00 Uhr, Rathaus Treptow, Ratssaal
(2.OG), Neue Krugallee 4, 12435 Berlin
■ SPD Steglitz-Zehlendorf - Abt. Dahlem. Der
stille Staatsstreich, Diskussion mit Harald
Schumann vom Tagesspiegel, Mittwoch, 2. Ju-
ni, 20.00 Uhr, Herrenhaus Domäne Dahlem,
Königin-Luise-Straße 49, 14195 Berlin
■ SPD Berlin, Berliner Ideenkonferenz: Neue
Industrialisierung - Nachhaltiges Arbeiten
und Wirtschaften, Samstag, 5. Juni, ab 10.00
Uhr, Ludwig-Erhard-Haus, Kant-Atrium, Fasa-
nenstraße 85, 10623 Berlin
■ SPD Steglitz-Zehlendorf - Abt. Dahlem, Auf
den Spuren der Juden in Steglitz-Mitte, hi-

storischer Stadtrundgang mit Dieter Fitter-
ling, Sonntag, 6. Juni, um 11.00 Uhr, Treff-
punkt: Spiegelwand Hermann-Ehlers-Platz,
12165 Berlin
■ Fachausschuss Wirtschaft, Berliner Wirt-
schaftsgespräche e. V. und Frank Jahnke, MdA
Deutschlandplan für Berlin, Vortrag: Der
Deutschlandplan von Frank-Walter Stein-
meier. Seine Methodik, seine Inhalte und sei-
ne Defizite - von Markus Klimmer. Diskussion
mit Michael Müller, Barbara Loth, Rudolf
Steinke, Dienstag, 8. Juni, 19.00 Uhr, Berliner
Abgeordnetenhaus, Raum 320, Niederkirch-
nerstraße 5, 10117 Berlin
■ SPD Bundestagsfraktion, Fraktion vor Ort:
Bürgerversicherung versus Kopfpauschale,
mit Karl Lauterbach, gesundheitspolitischer
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, und
Martin Matz, Bezirksstadtrat für Gesundheit
und Soziales in Spandau. Mittwoch, 9. Juni,
19.00 Uhr, Centrovital, Neuendorfer Str. 25/
Brauereihof 6, 13585 Berlin. Anmeldungen un-
ter Tel.-Nr.: 227 70 185 
■ Wolfgang Thierse, MdB, Thierse trifft …
Dieter Glietsch, Polizeipräsident in Berlin,
Mittwoch, 9. Juni, 19.30 Uhr, Soda-Salon in der
Kulturbrauerei, Eingang Knaackstraße oder
Sredzkistraße, 10435 Berlin-Prenzlauer Berg.
Der Eintritt ist frei! 
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Die Berliner Stimme im Abonnement

ÄÄnnddeerruunnggeenn  bbeeiimm  AAbboonnnneemmeenntt?? Das machen wir gerne.
Adress- und Kontoänderungen bitte frühzeitig an
berliner.stimme@wegewerk.de oder per Post an wegewerk
GmbH, Krausnickstr. 3, D 10115 Berlin

SSiiee  hhaabbeenn  nnoocchh  kkeeiinn  AAbboonnnneemmeenntt?? Das ändern wir gerne.
Das Abonnement kostet 25,05 Euro pro Jahr (bei Zustellung
per E-Mail) bzw. 30,15 Euro pro Jahr (bei Zustellung per Post).
Bestellungen bitte an wegewerk GmbH, Krausnickstr. 3, D 10115
Berlin oder per E-Mail an berliner.stimme@wegewerk.de.

TThheeaatteerrbbeessuucchh::    

Die Krise auf der Bühne
Potsdamer Hans-Otto-Theater mit Jelinek-Aufführung

Die Berliner Stimme, der vorwärts
Berlin und das Kulturforum Stadt Ber-
lin der Sozialdemokratie laden ein am
Sonnabend, d, 19. Juni zum Besuch der
Aufführung „Die Kontrakte des Kauf-
manns“ von Elfriede Jelinek im Hans-
Otto-Theater (Reithalle) in Potsdam.
Das Stück der österreichischen Litera-
turnobelpreisträgerin, das am tag zu-
vor in Potsdam Premiere hat, könnte
aktueller nicht sein: Es thematisiert Fi-
nanztransaktionen und -krise.

Verbindliche Reservierungen nehmen
wir bis zum 10. Juni entgegen. Die Karten

können bei uns zum Gruppenpreis von 18
Euro vorbestellt werden. Die Bezahlung er-
folgt am Theaterabend an der Kasse. Die
Aufführung in der Reithalle (nahe dem
Hans-Otto-Theater) beginnt um 19.30 Uhr.

Um 18.45 Uhr findet eine Einführung in
die Inszenierung durch den Dramaturgen
Helge Hübner statt. Zusätzlich können wir
Interessenten bereits um 17 Uhr eine
Führung durch das Hans-Otto-Theater
durch Hans-Dieter Heuer, Leiter der Öffent-
lichkeitsarbeit des Theaters, anbieten. BS ❏

➟ ➟ Anmeldungen und mehr Informa-
tionen: www.spd-berlin.de/jelinek 

Unter dem Titel „Die Dinge um uns - Wilhelm
Wagenfeld“ vermittelten Anne Konstanze Lahr
und Wilm Heinrich aus Dresden das Leben und
Schaffen des großen Designers in einer spannen-
den Lesung in der Galerie im KSH.     Fotos: Horb

Ausstellungseröffnung in der Galerie im KSH:
Staatssekretärin Claudia Zinke würdigte die Arbeit
der Schüler der Wilmersdorfer Rudolf-Diesel-
Oberschule, die sich mit Flucht und Asyl auseinan-
setzt. Zu sehen bis 10. Juni, Mo-Fr 14 - 18 Uhr.

SSeerrvviiccee::  

Gute Adressen in
Berlin & Brandenburg

Es ist erstaun-
lich, aber letztlich
passen die insge-
samt 29.479 Qua-
d r a t k i l o m e t e r
Brandenburg doch
wieder auf knapp
200 Seiten. Diesen
Umfang hat jeden-
falls das Sonder-
heft Brandenburg
des Berliner Stadt-
magazins „Zitty“, Ausgabe 2010/2011.

In bewährter Weise bietet das Heft rund
700 Adressen, von Ausstellungen, Musik,
Theater über Wellness, Wandern bis hin
zum Essen und Trinken. Regional sortiert
lassen sich Übernachtungsmöglichkeiten
und Sehenswürdigkeiten entdecken, Aus-
flüge und Fahrradtouren planen. Für letzte-
re eignet sich besonders der herausnehm-
bare handliche Atlas mit dem notwendi-
gen Kartenmaterial, Streckenplänen und
einer Hitliste der Restaurants. Neben dem
umfangreichen Adressteil mit Kurzbe-
schreibungen hat die Zitty-Redaktion ei-
nen Kulturkalender zusammengestellt und
berichtet in kurzen Reportagen von der
Vielseitigkeit des Nachbar-Bundeslandes
mit seiner Gartenkunst und der Industrie-
kultur, schönen Wasserwegen, an denen
Angler das „Glück der Ereignislosigkeit“ er-
leben, und spannenden Brandenburger
Persönlichkeiten.

Wer lieber auf den „Geschmack der
Stadt“ kommen möchte, findet im neuen
Zitty-Sonderheft „Essen  + Trinken“ über
1000 Empfehlungen für Berliner Restau-
rants, Bars, Cafés und Kneipen, ordentlich
sortiert nach Bezirken und Geschmacks-
richtungen. U.H. ❏

➟ ➟ Zitty Sonderhefte 2010/2011, 8.50
bzw. 8,90  Euro, erhältlich im Zeitschriften-
handel.

30 Jahre „Linke Geschichte“
30 Jahre dauert die Erfolgsgeschichte

des 68er GRIPS-Kultstücks „Eine linke
Geschichte“ inzwischen. Und selbst 30
Jahre später zündet noch immer die
Geschichte dreier Studenten, die sich
1966 in West-Berlin kennen lernten
und loszogen, die Welt zu verändern.

Karin, Lutz und Johannes lieben, politi-
sieren und radikalisieren sich, praktizieren
die freien Liebe, gründen eine WG, üben

den Widerstand und treten den Marsch an
durch die Institutionen. „Eine linke Ge-
schichte“ spiegelt unter anderem auch das
Verhältnis der Linken zur RAF und zu den
Ereignissen im Deutschen Herbst, und er-
zählt von den politischen Bewegungen, die
aus der APO-Zeit sich entwickelten.

➟ ➟ EINE LINKE GESCHICHTE am 28. Mai
(Jubiläumsvorstellung) oder 29. Mai 2010,
19.30 Uhr. Grips-Theater, Hansaplatz.


